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1 Bilanz der bisherigen Verkehrssicherheitsarbeit 

1.1 Verkehrsunfallentwicklung 

Die Verkehrsunfallentwicklung war in Berlin bis Mitte der 2000er Jahre langjährig tenden-
ziell rückläufig. Dies hat sich nach 2006 nicht fortgesetzt. Bis Ende 2012 war vielmehr in zwei 
diskontinuierlichen Teilschritten eine Zunahme um rund 8 % festzustellen. Eine Trendaussa-
ge ist derzeit kaum möglich. 

2012 waren erneut rund 130.000 Straßenverkehrsunfälle zu verzeichnen. Die im Folgenden 
dargestellten Abbildungen sind nicht nach Geschlechtern differenziert, im Verkehrssicher-
heitsbericht 2013 verweist jedoch ein eigenes Kapitel darauf, wo dieser Aspekt fachlich zum 
Tragen kommt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Bild 1: Entwicklung der Verkehrsunfälle in Berlin von 1998 bis 2012 

 

Erfreulich ist, dass die überwiegende Zahl der Verkehrsunfälle lediglich zu Sachschäden 
führt. Der Anteil der Verkehrsunfälle mit Personenschaden an den Verkehrsunfällen liegt 
seit 2004 mit leichten Schwankungen bei rund 11 %. Dies galt auch 2012. 

Bezogen auf schwer verletzte und getötete Verkehrsunfallopfer im Berliner Stadtgebiet 
(Bild 2) wurde im Kalenderjahr 2010 – Zielhorizont des ersten Verkehrssicherheitspro-
gramms – ein historischer Tiefstand erreicht: Rund 15.000 Menschen verunglückten im Stra-
ßenverkehr, rund 1.700 Personen wurden dabei schwer und 44 tödlich verletzt.  

In den Jahren 2011 und 2012 stieg die Anzahl der Verunglückten wieder auf rund 17.000 
Personen an, davon wurden rund 2.000 Personen schwer verletzt. Mit 42 getöteten Perso-
nen war 2012 erfreulicherweise der absolut geringste Wert seit Beginn der Berliner Unfallsta-
tistik zu verzeichnen. 
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Bild 2: Entwicklung der Verkehrsunfallopferzahlen in Berlin von 1998 bis 2012 

 

Seit dem Jahr 2001 konnte damit im Hinblick auf leicht verletzte und schwer verletzte Perso-
nen kein nachhaltiger Rückgang der Verunglücktenzahlen erzielt werden. Die im Verkehrssi-
cherheitsprogramm 2010 festgesetzte zentrale Zielgröße „Minus 30 Prozent“ bei schwer 
Verunglückten (Getötete und Schwerverletzte zusammen genommen) wurde damit deutlich 
verfehlt. Gegenüber dem Ausgangsjahr 2004 ergab sich 2011 - beide Kategorien zusammen 
genommen - vielmehr ein Zuwachs von über 7 %.  

Lediglich bei den Getöteten ist seit Ende der 90er Jahre ein relativ stabiler positiver Trend zu 
verzeichnen. Mit 42 Getöteten lag das Jahr 2012 um 41 % unter dem Ausgangswert des 
ersten Verkehrssicherheitsprogramms im Jahr 2004 – in dieser Kategorie konnte also die 
Zielgröße „Minus 30 Prozent“ immerhin deutlich unterboten werden.  

Überwiegend handelt es sich bei den getöteten und schwer verletzten Unfallopfern im Berli-
ner Stadtgebiet um Menschen, die sich zu Fuß oder mit dem Rad fortbewegt haben. Je 
schwerer die Unfallfolgen, desto häufiger sind die nicht motorisiert am Straßenverkehr Teil-
nehmenden betroffen (Bild 3).  

Drei Viertel der im Straßenverkehr Getöteten gehörten den nicht motorisierten Verkehrsteil-
nahmegruppen an, darunter 17 Frauen oder Männer, die sich zu Fuß sowie 15 Frauen oder 
Männer, die sich mit dem Rad fortbewegt haben. Darüber hinaus wurden im Jahr 2012 von 
den zu Fuß gehenden Menschen 545, von den Rad fahrenden Menschen 643 bei Verkehrs-
unfällen schwer verletzt. Zusammen sind das 57 % aller Schwerverletzten.  

Dritte maßgebliche Risikogruppe der Verkehrsteilnahme sind Personen, die motorisiert 
Zweirad fahren. Sechs Menschen wurden 2012 auf motorisierten Zweirädern (Mofa, Moped, 
Motorroller, Motorrad) getötet, 422 Menschen wurden schwer verletzt.  

Zusammen genommen sind somit nahezu alle Getöteten (90 %) und mehr als drei Viertel der 
Schwerverletzten (77 %) den genannten drei Risikogruppen zuzurechnen. Für Rad fahrende 
und Menschen, die sich mit motorisierten Zweirädern fortbewegen, gilt darüber hinaus, dass 
sie erheblich höhere Anteile an den Verkehrsunfallopfern mit schweren Unfallfolgen aufwei-
sen, als dies ihrem Modal Split, das heißt ihrem Anteil (Hauptverkehrsmittel) an den tägli-
chen Wegen der Berliner Bevölkerung entspricht (Bild 3). Wo motorisierte Zweiräder genutzt 
werden, liegt dieses Verhältnis sogar bei etwa dem 20-fachen, bei den Fahrradfahrenden bei 
dem 2,4-fachen. 
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Bild 3: Anteil der bei Verkehrsunfällen im Berliner Stadtgebiet im Jahr 2012 Schwerverletzten (Getötete einbe-

zogen) im Vergleich zum städtischen Modal Split von 2008 

 

Im Hinblick auf das Lebensalter ist eine besondere Risikogruppe zu benennen. Seniorinnen 
und Senioren (65 Jahre und älter) wurden im Jahr 2012 mit rund einem Drittel (38 %) über-
proportional zu ihrem Anteil an der Berliner Bevölkerung (19,0 %) bei Verkehrsunfällen getö-
tet. 

Bei differenzierter Betrachtung von Alter und der entsprechenden Verkehrsteilnahme erge-
ben sich unter besonderer Berücksichtigung der schwer Verunglückten (Schwerverletzte und 
Getötete) folgende alters- und verkehrsteilnahmebezogene Risikogruppen: 

• Kinder im Schulalter (6- bis 14-Jährige) sowie Jugendliche und Menschen, die das Al-
ter von 74 Jahren überschritten haben wenn sie zu Fuß gehen, 

• Ältere Schulkinder (11- bis 14-Jährige), die Rad fahren, 
• Junge Erwachsene (18- bis 24-Jährige), die motorisierte Zweiräder oder PKWs fah-

ren. 

Besonders gefährdet sind darüber hinaus Mitfahrende auf motorisierten Zweirädern und in 
Pkw sowie Jugendliche und zunehmend auch Menschen mittleren Alters, die Rad fahren 
(25- bis 64-Jährige).  

Am Verkehr teilnehmende Personen mit Wohnadresse in Berlin verursachen in nicht uner-
heblichem Maße auch Unfälle auf Straßen im Nachbarland Brandenburg. Im Kalenderjahr 
2011 wurden jeweils rund 8 % aller polizeilich erfassten Verkehrsunfälle mit Personenscha-
den in Brandenburg von aus Berlin kommenden Personen verursacht, die PKWs oder Fahr-
räder fuhren oder zu Fuß gingen.  Im Bereich des Motorradfahrens  waren sogar rund 24 % 
der auf Brandenburgischen Straßen erfassten Personen, die Unfälle verursachten, in Berlin 
gemeldet. 

Vor allem im Kraftfahrzeugverkehr ist den die Wagen Steuernden offenbar nicht ausreichend 
bewusst, dass die höheren Geschwindigkeiten auf den Brandenburgischen Landstraßen in 
der Regel auch schwerere Unfallfolgen nach sich ziehen. Nicht zuletzt aus diesem Grund 
wurden die Straßenverkehrsbehörden in Brandenburg 2011 ermächtigt, unter bestimmten 
Bedingungen außerorts eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf 70 km/h zu erlassen. Im 
Zuge von Alleen – die in Brandenburg vielerorts ein besonderes Kulturgut darstellen – soll 
dies beispielsweise dazu dienen, einerseits den wertvollen Baumbestand zu erhalten und 
andererseits die Unfallfolgen zu verringern. 

Motorradfahrende verunglücken in Brandenburg überdurchschnittlich häufig. Nach Aussagen 
der Brandenburgischen Polizei fallen hierbei beispielsweise ältere Personen auf, die „wieder 
einsteigen“ und offenbar die besonderen Unfallrisiken des Motorradfahrens auf Landstraßen 
– im Unterschied zum Stadtverkehr in Berlin – unterschätzen. Auffällig sind nach polizeili-
chen Aussagen auch Unfälle von Einzelpersonen, die aus Motorradverbänden herausfahren. 
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Unfälle von Radfahrenden aus Berlin ereignen sich vorrangig an Knotenpunkten und inner-
halb von Ortschaften in Brandenburg. Hier erscheint daher eine besondere Sorgfaltspflicht 
notwendig. 

Unfälle im fußläufigen Verkehr betreffen teilweise auch Menschen aus Berlin, die mit Inline-
Skates in Brandenburg unterwegs sind, beispielsweise auf dem „Fläming-Skate“ im Land-
kreis Teltow-Fläming, und hier die Verletzungsrisiken bei Kollisionen untereinander wie auch 
mit Fußgängerinnen oder Fußgängern unterschätzen. 

Im Vergleich der vier deutschen Millionenstädte belegt Berlin hinsichtlich ausgewählter, 
mittels der Einwohnerzahl gewichteter Kennwerte einen oberen Rang (Tab. 1), wobei die 
Darstellung hier noch nicht nach Geschlecht differenziert. Beim Anteil der Schwerverletzten 
weist Hamburg im Mittel der drei betrachteten Jahre 2010-2012 den günstigsten Wert auf, 
hinsichtlich der Getöteten liegt der Durchschnittswert in den drei Vergleichsstädten ungünsti-
ger als in Berlin. In Bezug auf die Verletzungsschwere rangiert Berlin lediglich auf dem drit-
ten Platz – in Hamburg werden im Straßenverkehr Verunglückte im Durchschnitt deutlich 
seltener schwer verletzt als in den drei anderen Großstädten.  

 

Tab. 1:  Vergleich der vier deutschen Millionenstädte im Hinblick auf ausgewählte, gewichtetete Verkehrsunfall-
kennwerte im Durchschnitt der Kalenderjahre 2010 bis 2012 

Stadt Verunglückte 
je 100.000  
Einwohner 

(Frauen+Männer) 

Schwerverletzte 
je 100.000  
Einwohner 

(Frauen+Männer) 

Getötete 
je 1 Million 
Einwohner 

(Frauen+Männer) 

Anteil schwerer  
Verletzungen an den           

Verunglückten 
(Frauen+Männer) 

Berlin 475 56 14  12,0 % 

Hamburg 540 45 17 8,5 % 

München 549 59 17 11,0 % 

Köln 507 63 25 13,0 % 

 

Diese Ergebnisse lassen jedoch kaum relevante Schlussfolgerungen zur Wirksamkeit der 
Verkehrssicherheitsarbeit zu. Hierzu wären differenziertere Betrachtungen erforderlich, die 
neben dem Verkehrsunfallgeschehen auch die jeweiligen Raum- und Verkehrsstrukturen     
(z. B. Siedlungsstruktur, Straßennetz, öffentliches Verkehrssystem und Modal Split betref-
fend) sowie Geschlechterdifferenz zu berücksichtigen hätten.  

Sinnvoller erscheint demgegenüber ein Vergleich zur Bundesstatistik der Verkehrsun-
fallentwicklung auf innerörtlichen Straßen (Bild 4). Dabei fällt auf, dass sich im Zeitraum 
von 1998 bis Ende 2012 in Berlin nur in Bezug auf Getötete (minus 50 %) und Leichtverletzte 
(minus 10 %) qualitativ vergleichbare Entwicklungen wie auf Bundesebene ergeben haben. 
Bezogen auf Schwerverletzte verläuft die Entwicklung in Berlin dagegen deutlich ungünstiger 
als die Entwicklung innerorts auf Bundesebene – die Lücke zwischen beiden Kurven klafft 
zunehmend auseinander. 

Im Vergleich der absoluten Zahlen zeigt sich außerdem, dass von 1998 bis Ende 2012 der 
Anteil der schweren Verletzungen (Getötete und Schwerverletzte) an den Verunglückten bei 
Innerortsunfällen auf Bundesebene von 18 % auf 14 % zurückging, während er in Berlin na-
hezu unverändert bei rund 12 % blieb. Das Risiko, bei einem Verkehrsunfall schwer verletzt 
zu werden, liegt somit in Berlin weiter unter demjenigen auf Innerortsstraßen auf Bundes-
ebene, konnte jedoch im Unterschied dazu im genannten Zeitraum nicht weiter verringert 
werden.   
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Insgesamt verweist der Vergleich auf die vordringliche Notwendigkeit, die Anzahl und den 
Anteil der auf den Berliner Straßen Verunglückten mit schweren Verletzungen (Getötete und 
Schwerverletzte) nachhaltig zu reduzieren. 

 

 
Bild 4: Entwicklung der Verkehrsunfallopferzahlen nach Verletzungsschwere in Berlin im Vergleich zum Bun-

desgebiet (nur innerorts) von 1998 bis 2012 

 

Die Ergebnisse der differenzierten Unfallanalysen in den vergangenen Kalenderjahren1 
führten wiederholt zu der Schlussfolgerung, dass eine grundlegende Neubewertung und -
ausrichtung der Verkehrssicherheitsarbeit in Berlin im Hinblick auf Ziele und Zielgruppen 
nicht erforderlich erschien. Dies gilt weiterhin: 

• Die besondere Schwerpunktsetzung bei den Risikogruppen der Kinder im Schulalter 
(6- bis 14-Jährige), Jugendlichen (15- bis 17-Jährige) und jungen Erwachsenen (18- 
bis 24-Jährige) bleibt vor dem Hintergrund der festgestellten Entwicklungen sinnvoll 
und notwendig, jedoch ohne Nachlassen in Bezug auf andere Risikoaltersgruppen.  

• Bei Schulkindern und Jugendlichen betrifft dies vor allem diejenigen, die sich zu Fuß 
fortbewegen, bei den älteren Schulkindern (11- bis 14-Jährige) zusätzlich auch Rad-
fahrende, bei jungen Erwachsenen sowohl diejenigen, die motorisierte Zweiräder 
nutzen als auch diejenigen, die Pkws fahren und deren Mitfahrende.  

• Einen besonderen Fokus erfordern die Menschen im Alter von über 74 Jahren, die zu 
Fuß gehen (insbesondere Frauen), weil sie im Falle eines Unfalls erheblich häufiger 
als andere Altersgruppen schwer verletzt oder getötet werden.  

Im Hinblick auf den Erfolg der seit Inkrafttreten des Verkehrssicherheitsprogramms 
Berlin 2010 umgesetzten Verkehrssicherheitsmaßnahmen wirken – nach kurzfristig 
günstig erscheinendem Trend in den Jahren 2009 und 2010 – die neueren Entwicklungen im 
Berliner Unfallgeschehen in den beiden Kalenderjahren 2011 und 2012 eher ernüchternd. 
Eine zuverlässige Beurteilung längerfristiger Maßnahmenwirkungen ist vor diesem Hinter-
grund (noch) kaum möglich. 

                                                                    
1  Siehe hierzu die Verkehrssicherheitsberichte 2007 bis 2013. Der nächste Verkehrssicherheitsbericht 
wird zum Verkehrssicherheitsforum im Juni 2014 vorgelegt werden können. 
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Eine Reihe von Maßnahmen des Verkehrssicherheitsprogramms Berlin 2010 dienten der 
vorrangigen Aufgabe, eine wirksame und tragfähige Basis für eine langfristig angelegte, sys-
tematische Verkehrssicherheitsarbeit in Berlin herzustellen (siehe „Meilensteine“ im folgen-
den Abschnitt 2.2). An dieser Stelle langfristige Stabilität und Kontinuität zu schaffen, die vor 
sieben Jahren begonnene Arbeit systematisch weiterzuführen, das Netzwerk der Kooperati-
onspartner zu verdichten und auszuweiten und keinesfalls nachzulassen bei den teilweise 
erheblichen Anstrengungen – dies stellt gerade vor dem Hintergrund der gegebenen „mage-
ren“ Zwischenbilanz eine vordringliche Aufgabe des Verkehrssicherheitsprogramms 2020 
dar. 

Neben den allgemeinen Gründen wie z. B. Witterungseinflüssen mit Auswirkungen auf die 
Verkehrsmittelnutzung spielen im Unfallgeschehen langfristige strukturelle Veränderungen 
eine Rolle, allen voran die kontinuierliche Zunahme der älteren Bevölkerung und die offenbar 
anhaltende Zunahme der Modal Split-Anteile des fußläufigen und Radverkehrs in Berlin seit 
Ende der 90er Jahre2. Auch der Bestand an motorisierten Zweirädern hat in Berlin in den 
vergangenen zehn Jahren um rund 35 % zugenommen. Dies gilt es in die Verkehrssicher-
heitsarbeit ebenfalls konsequent einzubeziehen. 

Die vorliegenden Unfallanalysen bieten trotz zunehmender Differenzierung noch zu wenig 
Rückschluss im Hinblick auf Ursachen und Hintergründe der neueren Entwicklungen. Hierzu 
bedarf es weiterer Untersuchungen. Verkehrssicherheitsmaßnahmen sind vor allem daran zu 
messen, in wie weit sie die Ursachen von Verkehrsunfällen, insbesondere solchen mit 
schweren Folgen für die beteiligten Personen, wirksam bekämpfen oder zumindest die Unfal-
lauswirkungen und die Verletzungsschwere maßgeblich zu vermindern helfen. 

Die vorliegenden Erkenntnisse zum Unfallgeschehen auf Berliner Straßen legen nahe, in den 
kommenden Jahren einen besonderen Schwerpunkt auf die nachhaltige Verbesserung der 
Verkehrssicherheit von Radfahrern und motorisierten Zweiradfahrern zu legen. In beiden 
Fällen sind die Unfallentwicklungen Besorgnis erregend. 

Gleichzeitig muss ein Hauptaugenmerk künftiger Verkehrssicherheitsarbeit darauf liegen, die 
Anzahl und den Anteil der schweren Verkehrsunfälle und der dabei zu Schaden gekomme-
nen Menschen (Getötete und Schwerverletzte) nachhaltig weiter zu verringern. Eine maß-
gebliche Rolle spielen in diesem Zusammenhang die Qualität der Infrastruktur im fußläufigen  
und Radverkehr, das Geschwindigkeitsniveau und -verhalten im Kraftfahrzeugverkehr sowie 
die Wirksamkeit polizeilicher Verkehrsüberwachung und -kontrolle. 

 

1.2 Meilensteine der Maßnahmenumsetzung des Aktionsprogramms 2010 

Wesentliche Maßnahmen des Aktionsprogramms 2010, in zwei Teilschritten 2005 und 
2007 als konkretes Handlungskonzept zum Verkehrssicherheitsprogramm 2010 auf den Weg 
gebracht, konnten zwischenzeitlich umgesetzt werden. Besondere Meilensteine der Maß-
nahmenumsetzung waren: 

2005 Gründung der Berliner Charta für die Verkehrssicherheit, in der mittlerweile 
rund 20 freie Träger, Organisationen oder Institutionen und 10 behördliche 
Mitglieder kooperieren, 

 Unterzeichnung der Europäischen Charta für die Straßenverkehrssicher-
heit (European Road Safety Charter; www.erscharter.eu) durch die Stadt Ber-
lin, vertreten durch die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt, im 
Jahr 2009 erneuert, 

                                                                    
2 Bei repräsentativen Mobilitätsuntersuchungen wurden in Berlin 1998 Modal Split-Anteile von 25 % im 
fußläufigen Verkehr und 10 % im Radverkehr ermittelt; 2008 lagen diese Anteile bei 30 % im fußläufi-
gen Verkehr und 13 % im Radverkehr. „Verlierer“ war der Kraftfahrzeugverkehr, der gleichzeitig im 
Hinblick auf Verkehrssicherheit ein deutlich geringeres Risiko aufweist wie die beiden nicht motorisier-
ten Verkehrsarten; siehe z. B. Verkehrssicherheitsbericht 2013. 
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 Erstmalige Durchführung des Verkehrssicherheitsforums3 als jährliche Ver-
anstaltung zum Erfahrungsaustausch zwischen den Partnern bzw. Partnerin-
nen der Berliner Charta für die Verkehrssicherheit sowie darüber hinaus als 
gemeinsames Kommunikations-, Beratungs- und Evaluationsinstrument für 
die Verkehrssicherheitsarbeit in Berlin, 

Einrichtung der Unfallkommission auf gesamtstädtischer Ebene mit Feder-
führung bei der im Vorjahr (2004) als nachgeordnete Sonderbehörde der Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt neu installierten Ver-
kehrslenkung Berlin (VLB), 

Auflage eines Förderprogramms der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
und Umwelt zur Ausweitung der Verkehrs- und Mobilitätserziehung in den 
Schulen durch gezielte Angebote und Aktivitäten von freien Trägern der Berli-
ner Charta, verwaltet und betreut durch die VLB und seither jährlich neu zur 
Verfügung gestellt,   

2005 -2007 Modernisierung und Erweiterung der Überwachungstechnik der Polizei Ber-
lin mit erheblichen Mitteln der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Umwelt (2,1 Mio. Euro), seither weitere Modernisierung und Erneuerung in 
Richtung digitaler Überwachungstechnik und Optimierung der Bußgeldverwal-
tung, 

Anschaffung von 80 Dialog-Displays als ergänzende Maßnahme zur polizeili-
chen Geschwindigkeitsüberwachung mit dem Ziel, ein angepasstes Ge-
schwindigkeitsverhalten der Kraftfahrzeuge steuernden Menschen  (ohne 
Ahndung von Überschreitungen) zu unterstützen; der Einsatz erfolgt durch die 
Bezirke vorrangig in Tempo 30-Zonen, die Ausrüstung wurde mittlerweile auf 
rund 110 Geräte erweitert, 

2007 Erstmalige Herausgabe des Verkehrssicherheitsberichts als Instrument zur 
jährlichen Evaluierung der Verkehrsunfallentwicklung auf Basis einer differen-
zierten Analyse der polizeilichen Verkehrsunfallstatistik des jeweiligen Vor-
gängerjahres sowie zum Monitoring der laufenden Maßnahmen des Verkehrs-
sicherheitsprogramms, gleichzeitig Diskussions- und Beratungsgrundlage für 
das jährliche Verkehrssicherheitsforum, 

2007/08 Einführung des Sicherheitsaudits zur Prüfung von Straßenbauprojekten in 
Berlin mit Ausbildung von verwaltungsinternen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern zu zertifizierten Sicherheitsauditoren, 

2008 Online-Schaltung der Kommunikationsplattform www.berlin-sicher-
mobil.de zur Verbesserung der Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit zu 
Verkehrssicherheitsthemen, -angeboten und -aktivitäten sowie zur Vernetzung 
aller an der Verkehrssicherheitsarbeit in Berlin Beteiligten und Interessierten, 

 Durchführung eines Pilotprojekts zum Kinderstadtplan Berlin, das in einen 
Leitfaden mündete und als Erfahrungsgrundlage für die seither laufenden Un-
terrichts- und Beteiligungsprojekte an Berliner Grundschulen dient, 

2012 Start der „Rücksicht“-Kampagne, die in den kommenden Jahren die Rad-
verkehrssicherheit und Konfliktvermeidung im Stadtverkehr noch stärker in 
den Fokus nehmen und damit zu einem insgesamt entspannteren Verkehrs-
klima auf den Berliner Straßen führen soll. 

                                                                    
3  Das Verkehrssicherheitsforum wurde im Jahr 2004 zunächst als Beratungsgremium zur Aufstellung 
des ersten Berliner Verkehrssicherheitsprogramms einberufen. Es tagte im Rahmen dieses Prozesses 
insgesamt dreimal. Die Weiterführung nach Verabschiedung des Verkehrssicherheitsprogramms 
durch den Berliner Senat im Frühjahr 2005 erschien insofern folgerichtig. Seit dem vierten Zusammen-
treffen im Frühsommer 2005 findet das Forum jährlich im Juni statt.  
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Als wesentliche Infrastrukturmaßnahmen des Verkehrssicherheitsprogramms laufen zudem 
seit 2005 die kontinuierliche Umsetzung des Radverkehrsstreifenprogramms und des 
Zebrastreifenprogramms. Bis Ende 2012 wurden aus beiden Programmen 130 km Rad-
verkehrsanlagen und 297 Überwege für Fußgängerinnen und Fußgänger neu realisiert. Dar-
über hinaus wurden im Rahmen von laufenden Straßenumbau- und Straßenausbaumaß-
nahmen weitere Radverkehrsanlagen sowie eine große Anzahl von Mittelinseln und Geh-
wegvorstreckungen zur Sicherung von Überquerungsstellen hergestellt. 

Die im Frühjahr 2010 in einem Leitfaden zur Qualifizierung und Weiterentwicklung der Berli-
ner Jugendverkehrsschulen (27 Standorte) aufbereiteten Erkenntnisse und Empfehlungen 
konnten bislang nicht umgesetzt werden. Eine dauerhafte Sicherung der Jugendverkehrs-
schulen als Ort für die schulische Radfahrausbildung und darüber hinaus gehende Trainings- 
und Beratungsangebote mit Schwerpunkt bei der Fahrradmobilität steht noch aus. 

Die seit 2005 laufenden Aktivitäten zur Verbesserung der Kooperation und Vernetzung der 
auf Basis der Berliner Charta für die Verkehrssicherheit zusammenarbeitenden Institutionen 
zeigen positive Wirkung. Eine Vielzahl von unverzichtbaren Aktionen und Aktivitäten gehen 
mittlerweile aus der Kooperation hervor. Die Netzwerkarbeit ist daher in jedem Falle konse-
quent weiterzuführen, zu intensivieren und auf weitere Kooperationen und Basisaktivitäten 
auszudehnen.  

2 Organisation und Finanzierung der Verkehrssicherheitsarbeit 

2.1 Zusammenarbeit und Verantwortlichkeiten 

Das Verkehrssicherheitsprogramm Berlin 2020 sieht im Grundsatz eine ressortübergrei-
fende Zusammenarbeit und Maßnahmenverantwortlichkeit von vier gleichwertigen Part-
nerinnen vor, die jedoch innerhalb des Aktionsprogramms bezogen auf ihre spezifischen 
Kompetenzbereiche unterschiedliche Aufgabenschwerpunkte übernehmen: 

• Die formale Zuständigkeit (Federführung) für die Umsetzung des Verkehrssicher-
heitsprogramms und Bündelung knapper Ressourcen ist innerhalb der Hauptverwal-
tung Aufgabe des zuständigen Referates der Senatsverwaltung für Stadtentwick-
lung und Umwelt (SenStadtUm). Hier liegt auch die Hauptverantwortlichkeit für die 
Umsetzung der Maßnahmen in den Handlungsfeldern Verkehrsinfrastruktur, Monito-
ring und Evaluation sowie Vernetzung. Im Bereich der außerschulischen Verkehrs- 
und Mobilitätsbildung wirkt sie unterstützend mit und ist verantwortlich für die Durch-
führung von stadtweiten Verkehrssicherheitskampagnen. 

Als Sonderbehörde der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt ist die 
Verkehrslenkung Berlin (VLB) in ihrer Funktion als zentrale Straßenverkehrsbehörde 
für alle Maßnahmen und Aktivitäten zuständig, die den fließenden Verkehr auf dem 
Berliner Hauptstraßennetz regeln. Als solche hat sie die Federführung innerhalb der 
Unfallkommission inne. Sie vergibt und verwaltet darüber hinaus finanzielle Zuwen-
dungen und Sachmittel der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt zur 
Förderung von Maßnahmen freier Träger in den Bereichen der Verkehrs- und Mobili-
tätserziehung sowie Information und Aufklärung zu Verkehrssicherheitsthemen.  

Für den ruhenden Verkehr und für den Verkehr auf den Nebenstraßen sind die Stra-
ßenverkehrsbehörden der Bezirke zuständig. Dies betrifft auch die Beseitigung von 
Unfallhäufungsstellen im Nebennetz. 

• Innerhalb der Senatsverwaltung für Inneres und Sport (SenInnSport) trägt die Po-
lizei Berlin die Hauptverantwortung für die Bereiche der Verkehrsunfallbekämpfung, -
prävention und -statistik. Auf Grundlage einer Unfalldatenbank werden monatliche 
Lagebilder zum Unfallgeschehen hinsichtlich der Schwerpunktbereiche und Häu-
fungsstellen erstellt und durch das Amt für Statistik Berlin-Brandenburg veröffentlicht. 
Jährlich wird eine Verkehrsopferbilanz vorgelegt. Die Unfallanalyse erfolgt auf Unfall-
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ursachen und Unfalltypen bezogen und bezieht dabei eine rechtliche Betrachtung der 
verletzten Normen mit ein. Ziel ist eine konsequente Ahndung ordnungswidrigen Ver-
haltens und eine durch präventive Maßnahmen beeinflusste nachhaltige Änderung 
problematischer Verkehrsverhaltensmuster.  

Ein Schwerpunkt der polizeilichen Tätigkeit liegt im Bereich der Verkehrsunfallpräven-
tion (Verkehrssicherheitsberatung, Schulung, Aufklärung, Öffentlichkeitsarbeit und 
Verkehrsraumgestaltung). Die zur Verkehrssicherheit Beratenden  in den Direktionen 
und Abschnitten sind in hohem Umfang in der vorschulischen und schulischen Ver-
kehrserziehung tätig. Ein Schwerpunkt ist die Unterstützung der Radfahrausbildung in 
den Grundschulen. Gemeinsam mit Straßenverkehrsbehörden und Straßenbaulast-
trägern arbeitet die Polizei in der Unfallkommission an der Beseitigung von Unfallhäu-
fungsstellen und -linien.  

• Die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft (SenBJW) ist ver-
antwortlich für den Maßnahmenbereich der schulischen Verkehrs- und Mobilitätser-
ziehung. Sie unterstützt und berät als oberste Schulaufsichtsbehörde die Schulen im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten bei der Durchführung von Pilotprojekten sowie Imple-
mentierung von Maßnahmen der Verkehrs- und Mobilitätsbildung und koordiniert 
zentral die dezentrale, das heißt bezirksweiseorganisierte Fortbildung für Lehrerinnen 
und Lehrer („Regionale Fortbildungen“).  

Die Berliner Bezirke übernehmen als Außenstellen der Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Wissenschaft die Verantwortung für die Regionale Schulaufsicht und 
Lehrerfortbildung. Sie sind außerdem, mit organisatorisch unterschiedlicher Zuord-
nung zu Ämtern bzw. Dienststellen, zuständig für die Jugendverkehrsschulen.  

Das Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg (LISUM) verantwortet 
die schulformübergreifende Qualifizierung von Multiplikatorinnen und Multiplikatoren, 
die im Rahmen der Regionalen Fortbildungen unter anderem auch Themen der Ver-
kehrs- und Mobilitätserziehung anbieten. 

• Wesentliche Maßnahmenbereiche innerhalb der Verkehrssicherheitsarbeit finden in 
Kooperation mit oder federführend durch die in der Berliner Charta für die Ver-
kehrssicherheit mitwirkenden freien Träger statt. Deren Maßnahmenschwerpunk-
te liegen in den Bereichen der schulischen und außerschulischen Verkehrs- und Mo-
bilitätsbildung. Eine wirksame Netzwerkarbeit ist ohne die Charta und ihre Mitglieder 
nicht denkbar. Beratend und unterstützend wirken die freien Träger zudem im Be-
reich Monitoring und Evaluation mit. 

2.2 Strukturelle Basis der Verkehrssicherheitsarbeit in Berlin 

Die Verkehrssicherheitsarbeit in Berlin steht mittlerweile auf einer soliden Basis. Eine solche 
Basis zu etablieren war ein maßgebliches Ziel der Verkehrssicherheitsprogramms 2010. 

Schon seit vielen Jahren führt die Polizei eine auch nach Geschlecht differenzierende Ver-
kehrsunfallstatistik auf Basis der bei Straßenverkehrsunfällen im Stadtgebiet systematisch 
erfassten Verkehrsunfalldaten. Wesentliche Ergebnisse und Erkenntnisse zum Unfallge-
schehen werden auf die Kalenderjahre bezogen aufbereitet und in der jährlich herausgege-
benen Verkehrsopferbilanz (www.berlin.de/polizei/verkehr/) veröffentlicht. 

Die Unfallkommission arbeitet seit ihrer Konstituierung im Dezember 2005 konsequent an 
der Beseitigung von Unfallschwerpunkten (Unfallhäufungsstellen und -linien) im Berliner 
Straßennetz. Rund 6 bis 7 Sitzungen finden jährlich statt. Die Kommission verfügt über eige-
ne Haushaltmittel in Höhe von rund einer Million Euro jährlich, die in vollem Umfang der 
Maßnahmenumsetzung zugutekommen. Bisher wurden über 130 Maßnahmen beraten, rund 
zwei Drittel davon ganz oder teilweise realisiert. Die Unterstützung der Bezirke bei der Ent-
schärfung von Unfallschwerpunkten im Nebennetz stellt eine wichtige ergänzende Aufgabe 
der Unfallkommission dar. 
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Als prophylaktisches Instrument zur Erhöhung der Verkehrssicherheit im Straßennetz findet 
das Sicherheitsaudit für Straßen (SAS) in der Planungs- und Entwurfspraxis bezogen auf 
das Hauptverkehrsstraßennetz mittlerweile gezielt Anwendung. Wie die vorliegenden For-
schungserkenntnisse belegen, führen Sicherheitsaudits insbesondere zur Aufdeckung von 
Planungsdefiziten im Hinblick auf den Rad- und fußläufigen Verkehr. Es besteht somit ein 
hoher Nutzen für zwei Hauptzielgruppen des Verkehrssicherheitsprogramms. Die Qualität 
der Auditierungsprozesse wird durch regelmäßige Schulungen für die Audits Durchführenden  
gesichert. 

Der Verkehrssicherheitsbericht wird seit 2007 jährlich herausgegeben und als Dokument 
zum Online-Download veröffentlicht (www.stadtentwicklung.berlin.de/verkehr/). Er dient zur 
Evaluierung der Verkehrssicherheitsentwicklung und zum Monitoring des jeweils erreichten 
Standes der Maßnahmenumsetzung. Grundlage für die Bewertung der Verkehrssicherheits-
entwicklung ist eine differenzierte jährliche Unfallanalyse, der die Daten der polizeilichen 
Verkehrsunfallstatistik zugrunde liegen. Je nach aktuellem Bedarf und vorliegenden Erkennt-
nissen erfolgt auch eine weitergehende Differenzierung der Analysestruktur, zusätzliche As-
pekte werden bei Bedarf in die Analyse einbezogen. Kurzbeiträge zum Stand der Maßnah-
menumsetzung, durch Recherche bei den Akteuren zusammengetragen, sowie eine Zu-
sammenstellung von ausgewählten neuen Erkenntnissen aus der Unfallforschung im abge-
laufenen Jahr vervollständigen den Bericht. 

Die im Jahr 2005 gegründete Berliner Charta für die Verkehrssicherheit stellt den forma-
len Rahmen für das Netzwerk der in Berlin mit Verkehrssicherheit befassten Institutionen und 
freien Träger dar. Sie weist mittlerweile über 30 Mitglieder auf, die eine Vielzahl von Basisak-
tivitäten zur Verbesserung der Verkehrssicherheit und zur Ansprache von Zielgruppen er-
bringen und dabei in zunehmendem Maße gemeinsam agieren. 

Alle an der Umsetzung des Verkehrssicherheitsprogramms mitwirkenden Institutionen, ins-
besondere die Charta-Mitglieder, arbeiten gemeinsam im Verkehrssicherheitsforum mit. 
Das Forum stellt das zentrale Gremium der Organisationen in freier Trägerschaft der Ver-
kehrssicherheitsarbeit in Berlin dar. Es wird jährlich (i. d. R. im Juni) ausgerichtet und dient: 

• zum Erfahrungsaustausch zwischen den lokalen Akteuren der Verkehrssicherheitsar-
beit,  

• zur Beratung der im Verkehrssicherheitsbericht aufbereiteten Ergebnisse der evalu-
ierten Verkehrsunfallstatistik und erzielten Umsetzungsstände in Bezug auf die Maß-
nahmen des Aktionsprogramms sowie zur Verabschiedung des Berichtes,  

• zur Beratung von Schlussfolgerungen und Handlungsbedarf, die sich aus Verkehrssi-
cherheitsentwicklung und Maßnahmenumsetzungen für die kommende Zeitepisode 
ergeben, 

• zur Absprache von weitergehenden Beratungen in anderen, spezifischen Konstellati-
onen zwischen den am Forum Beteiligten. 

Zum Verkehrssicherheitsforum werden Personen eingeladen, die in der Verkehrssicherheits-
arbeit   anderer Großstädte und Bundesländer tätig sind, mit denen eine kooperative Vernet-
zung besteht oder vorgesehen ist. Externe Fachleute, insbesondere solche aus dem Bereich 
der Unfallforschung, nehmen regelmäßig teil, um aktuelle Erkenntnisse zur weiteren Qualifi-
zierung der Verkehrssicherheitsarbeit und Maßnahmenumsetzung in Berlin einzubringen. 
Für vertiefende Beratungen und zur Vorbereitung oder Konkretisierung von Kooperationen 
im Maßnahmenzusammenhang werden nach Bedarf Unterarbeitsgruppen gebildet, die im 
Nachgang zum Verkehrssicherheitsforum zusammentreten. Die Federführung von Unterar-
beitsgruppen liegt bei Organisationen in freier Trägerschaft aus dem Kreis der Berliner Char-
ta für die Verkehrssicherheit. 

Die im September 2008 frei geschaltete Kommunikationsplattform www.berlin-sicher-
mobil.de soll die Zusammenarbeit zwischen den in der Verkehrssicherheitsarbeit aktiven 
Trägern und Organisationen in freier Trägerschaft fördern und bietet allen Interessierten, die 
sich an der Verkehrssicherheitsarbeit aktiv beteiligen wollen, Orientierung, Information und 



 12

Support. Notwendig ist eine institutionelle Anbindung zur langfristigen Sicherung einer konti-
nuierlichen Pflege der Plattform. 

Die kontinuierliche Weiterentwicklung der vorhandenen Strukturen und ihre Anpassung an 
sich verändernde Rahmenbedingungen und Anforderungen stellen eine selbstverständliche 
Aufgabe der laufenden Arbeit dar. 

Die erfolgreiche Umsetzung der Ziele des Verkehrssicherheitsprogramms erfordert eine en-
ge Kooperation zwischen den drei verantwortlichen Senatsverwaltungen und Koordination im 
Hinblick auf die unterschiedlichen Aufgaben innerhalb des Verkehrssicherheitsprogramms. 
Dazu wird eine ressortübergreifende Lenkungsgruppe eingerichtet, die mindestens ein-
mal jährlich tagt und darüber hinaus nach Bedarf agiert.  

Zur Stärkung der Zusammenarbeit zwischen den vielen Akteurinnen und Akteuren im Netz-
werk der Berliner Verkehrssicherheitsarbeit, zur Bündelung der gemeinsamen Aktivitäten wie 
auch zur weiteren Verbesserung des Supports für potenzielle „Kundschaft“ von Verkehrssi-
cherheitsangeboten (z.B. Schulen) soll eine zentrale Koordinierungsstelle eingerichtet 
werden (siehe Kap. 5, Maßnahme NWA 1). Als unterstützendes Instrument soll sie künftig 
die Kommunikationsplattform www.berlin-sicher-mobil.de betreiben, pflegen, aktuell halten 
und nach Bedarf weiterentwickeln. Die Koordinierungsstelle hat der Lenkungsgruppe gegen-
über Bericht zu erstatten. 

2.3 Kosten- und Ressourcenentwicklung 

Ausgaben für die Verkehrssicherheitsarbeit treten an unterschiedlichen Stellen auf. Zu nen-
nen sind insbesondere:  

• Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt (Investitionen in die Verkehrsinf-
rastruktur, Prävention/Kampagnen, Durchführung von Modell-/Pilotprojekten, An-
schubfinanzierungen für einzelne Maßnahmen zur Koordination und Organisation der 
Verkehrssicherheitsarbeit, Maßnahmen des Monitorings und der Evaluation), 

• Verkehrslenkung Berlin (Nachbesserungen im Verkehrssystem, Prävention, Unter-
stützung freier Träger),  

• Polizei Berlin (Verkehrsunfalllage und -aufnahme, Verkehrsüberwachung und -
unfallprävention),  

• Bezirke (Überwachung, Prävention, Nachbesserungen im Verkehrssystem, Jugend-
verkehrsschulen),  

• Sonstige öffentliche Träger bzw. Trägerinnen (Verkehrserziehung in Kindertagesstät-
ten und Schulen, Unterstützung von Organisationen oder Einrichtungen in freier Trä-
gerschaft sowie sicherheitsbezogene Investitionen im Verkehrssystem wie z.B. zur 
Einrichtung von Fußgängerüberwegen),  

• Organisationen oder Einrichtungen in freier Trägerschaft (lokal oder überörtlich agie-
rend), 

• Sponsoring (überwiegend Prävention).  

Für wesentliche Positionen wurden im Doppelhaushalt 2014/15 beim Einzelplan 12 der Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt wie in den Vorjahren entsprechende Mittel 
eingestellt. Eigene Haushaltsmittel der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissen-
schaft zur wirksamen finanziellen Unterstützung der schulischen Verkehrs- und Mobilitätsbil-
dung fehlen demgegenüber.  

Eine langfristige Planungssicherheit hinsichtlich  der Verfügbarkeit der Finanzmittel für die 
Verkehrssicherheitsarbeit erscheint notwendig und sinnvoll. 

Den Ausgaben stehen öffentliche Einnahmen aus Verwarnungs- und Bußgeldern, Einnah-
men, die gemeinnützige Organisationen oder Einrichtungen in freier Trägerschaft der Ver-
kehrssicherheitsarbeit aus Gerichtsverfahren (Geldstrafen) erhalten sowie aus Sponsoring 
gegenüber. Hier besteht jedoch überwiegend kein unmittelbarer Bezug zur Ausgabenseite. 
Insbesondere Einnahmen aus Verwarnungs- und Bußgeldern können haushaltsrechtlich 
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bedingt bisher nicht zweckgebunden in die Verkehrssicherheitsarbeit zurückfließen. Dies zu 
ändern wäre wünschenswert. 

Sponsoring bleibt aufgrund der knappen öffentlichen Mittel für die Verkehrssicherheitsarbeit 
unerlässlich. Zunehmend knappere Zeitbudgets lassen jedoch immer weniger Spielraum, 
sich intensiv um neues Sponsoring zu bemühen. Die Kontaktpflege zu vorhandenen wie die 
Kontaktaufnahme zu potenziellen Sponsoring-Partnern oder –partnerinnen leidet darunter. 
Auch vor diesem Hintergrund wird die Einrichtung einer zentralen Koordinierungsstelle für 
die Berliner Verkehrssicherheitsarbeit bedeutsam. 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass zwar ein erheblicher finanzieller und personeller Auf-
wand für Verkehrssicherheitsarbeit in Berlin betrieben wird. Dieser Aufwand steht jedoch in 
keinem Verhältnis zu dem volkswirtschaftlichen Schaden durch Verkehrsunfälle, der in Berlin 
in den vergangenen zehn Jahren, auf Basis der polizeilichen Unfalldaten ermittelt, jährlich 
rund eine Milliarde Euro betrug. 

Hinsichtlich der zur Verfügung stehenden personellen und finanziellen Ressourcen zeichnen 
sich folgende Anforderungen ab, wenn das Verkehrssicherheitsprogramm seinem hohen 
Anspruch und dem anspruchsvollen Ziel „Minus 30 Prozent“ gerecht werden soll: 

• Langfristige Sicherung der Finanzmittel für Infrastrukturmaßnahmen im fußläufigen  
Verkehr mit vorrangigem Ziel der Verbesserung der Überquerbarkeit von Straßen des 
Hauptnetzes, 

• Langfristige Sicherung und weitere Steigerung der Finanzmittel für Infrastrukturmaß-
nahmen im Radverkehr mit den vorrangigen Zielen der Schaffung geschlossener 
Radverkehrsnetze und der Sicherung von Radfahrern in Knotenpunkten,  

• Langfristige Sicherung und Verbesserung der Finanzierung der technischen Ausstat-
tung und des Personals für die polizeiliche Überwachung einschließlich Ausstattung 
der Bußgeldstelle mit den vorrangigen Zielen der Schließung von Verkehrsüberwa-
chungslücken und Verstärkung des Equipments (z.B. durch Ausweitung einer kombi-
nierten Geschwindigkeits- und Rotlichtüberwachung) zur Erhöhung des Kontroll-
drucks und der Entdeckungswahrscheinlichkeit von Verkehrsverstößen, 

• Bereitstellung ausreichender Finanzmittel für Kommunikationsmaßnahmen, z.B. für 
Kampagnen zur Verkehrssicherheit (ggf. unter Einbeziehung von Sponsoring), 

• Gesicherte Finanzierung und ausreichende Personalausstattung für eine zentrale 
Koordination und Organisation der Berliner Verkehrssicherheitsarbeit, 

• Einstellung von Haushaltsmitteln im Einzelplan 10 der Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Wissenschaft zur wirksamen Unterstützung der schulischen Verkehrs- 
und Mobilitätserziehung, ergänzt um eine ausreichende personelle Ausstattung im 
Bereich der Schulberatung und Fortbildung der Lehrerinnen und Lehrer. 

Der zur Verfügung stehende Ressourcenrahmen nimmt in der Tendenz eher ab. Dies steht 
im Widerspruch zu dem aktuell und weiterhin zu konstatierenden Handlungsbedarf. Durch 
Effizienz steigernde Maßnahmen können Ressourcenverluste nur begrenzt aufgefangen 
werden. Alle beteiligten Träger und Trägerinnen sind daher zu verstärkten Anstrengungen 
aufgefordert.  

Die zum Ziel gesetzte deutliche Verbesserung der Verkehrssicherheitslage, wie sie politisch 
insbesondere im Stadtentwicklungsplan Verkehr, aber auch in der Radverkehrsstrategie und 
der Fußverkehrsstrategie gefordert und in dem quantifizierten Ziel „Minus 30 Prozent“ zum 
Ausdruck gebracht wird, legt insgesamt eine Verbesserung des Ressourcenrahmens durch 
höhere Priorisierung des Handlungsfeldes Verkehrssicherheit innerhalb der veranschlagten 
Ausgaben der jeweiligen Einzelpläne im Gesamthaushalt nahe. In dem Zusammenhang 
könnte hilfreich sein, dass zur Fußverkehrsstrategie und Radverkehrsstrategie bereits eigene 
Senatsbeschlüsse vorliegen. 

 

 



 14

3 Handlungsfelder, Ziele, Zielgruppen und Leitlinien 

3.1 Handlungsfelder 

Verkehrssicherheitsarbeit umfasst vier zentrale Handlungsfelder:  

• Menschen (Verkehrsverhalten, Regelakzeptanz und –einhaltung von Frauen und 
Männern, Mädchen und Jungen),  

• Infrastruktur (Verkehrswege, -betrieb, -organisation und Mobilitätsmanagement),  
• Verkehrsplanung und -politik sowie  
• Technik und Verkehrsrecht.  

Das Handlungsfeld Verkehrsplanung und -politik ist zentraler Gegenstand des Stadtent-
wicklungsplans Verkehr (StEP Verkehr) sowie der in unmittelbarem Zusammenhang damit 
stehenden Fußverkehrsstrategie und Radverkehrsstrategie. 

Der StEP Verkehr stellt alle Maßnahmen zur Begrenzung des Zuwachses im Kfz-Verkehr 
und zur Verlagerung eines Teils der Verkehrsnachfrage im Kfz-Verkehr auf Verkehrsmittel 
des Umweltverbundes in einen direkten Zusammenhang mit Verkehrssicherheit. Innerhalb 
der Teilstrategie Stadt-, Umwelt- und Lebensqualität nimmt das Thema Verkehrssicherheit 
eine besondere Bedeutung ein. Neben der Weiterentwicklung und kontinuierlichen Umset-
zung des Verkehrssicherheitsprogramms werden im StEP Verkehr zur Erhöhung der Ver-
kehrssicherheit unter anderem folgende Maßnahmen benannt: 

• Maßnahmen zur Bevorrechtigung der Verkehrsträger des Umweltverbundes mit ver-
stärkter Berücksichtigung der Belange des Umweltverbundes gegenüber dem MIV 
bei der Konzeption bzw. Überarbeitung der Schaltpläne für LSA sowie zielorientierter 
Abwägung zur Herstellung des notwendigen Interessenausgleichs zwischen ÖPNV, 
Fuß- und Radverkehr, 

• Erweiterung der Verkehrs- und Mobilitätserziehung und der Fahrausbildung um den 
Baustein Mobilitätslernen, 

• Entwicklung und Durchführung zielgruppenspezifischer Kommunikationsmaßnah-
men, 

• Entwicklung und Weiterführung der Fußverkehrsstrategie und Umsetzung der Kon-
zeption zur Förderung des Fußgängerverkehrs, 

• Fortschreibung und Weiterführung der Radverkehrsstrategie und Umsetzung mit dem 
bewährten Maßnahmenrepertoire sowie Durchführung von Pilotprojekten, 

• Weiterentwicklung der Tempo 30-Konzeption. 

Das vorliegende Verkehrssicherheitsprogramm enthält, konkretisiert und erweitert die ge-
nannten Maßnahmen (siehe Kap. 4). 

Das Handlungsfeld Technik und Verkehrsrecht liegt nur bedingt im Einflussbereich des 
Landes Berlin und wird daher vor allem auf Bundesratsebene thematisiert. Hier wird sich das 
Land Berlin weiterhin dafür einsetzen, dass der geltende Sanktionsrahmen im Ahndungsver-
fahren für besonders unfallträchtige verkehrliche Ordnungswidrigkeiten (insbesondere Rot-
lichtverstöße und Geschwindigkeitsübertretungen) unter Angleichung an europäische Stan-
dards angehoben wird. Berlin wird sich auch an der Diskussion zur möglichen Einführung 
einer innerörtlichen Höchstgeschwindigkeit unterhalb von 50 km/h beteiligen. Berlin wird sich 
einsetzen für verbesserte Sicherheitsstandards von Kraftfahrzeugen, motorisierten Zweirä-
dern und Fahrrädern (E-Bikes und elektrisch unterstützte Pedelecs eingeschlossen), insbe-
sondere auch durch Ausweitung der Ausstattung von Pkw, Bussen, Lkw und Motorrädern mit 
sicherheitswirksamen Fahrer-Assistenz-Systemen (FAS).  

Die Aussagen und Maßnahmen des Verkehrssicherheitsprogramms 2011 des Bundes wer-
den durch das Land Berlin in besonderem Maße unterstützt. Insbesondere gilt dies - über die 
zuvor genannten technischen und verkehrsrechtlichen Aspekte hinaus - für Maßnahmen, die 
zur Erhöhung der Innerortssicherheit dienen und die Kenntnisse zu Verkehrssicherheitszu-
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sammenhängen weiter erhöhen (z.B. Einführung der Kategorie „Schwerstverletzte“ in die 
polizeiliche Unfallstatistik). 

Der Schwerpunkt des vorliegenden Verkehrssicherheitsprogramms liegt somit bei den Hand-
lungsfeldern Menschen und Infrastruktur. Es verfolgt dabei einen integrierten Ansatz, d.h. 
es setzt gleichermaßen auf Veränderungen im Verkehrssystem und im individuellen, teils 
auch geschlechterdifferenten Verkehrsverhalten. Das Aktionsprogramm innerhalb des Ver-
kehrssicherheitsprogramms berücksichtigt dies in besonderem Maße, die Maßnahmen sind 
in Kapitel 4 dargelegt. 

Das Verkehrssicherheitsprogramm Berlin 2020 stellt die Menschen in den Mittelpunkt und 
damit in den Blickpunkt aller Maßnahmen: Als (durch Verletzungen mit vorübergehender und 
dauerhafter Versehrtheit oder Tod) Betroffene, aber auch als Verursachende von Ver-
kehrsunsicherheit und Verkehrsunfällen.  

Konkret liegt damit der Schwerpunkt auf Verkehrsunfällen mit Personenschaden, ohne je-
doch verkehrsunfallbedingte Vermögens- und Umweltschäden zu vernachlässigen. Im Zent-
rum stehen besondere Zielgruppen (siehe Kap. 3.3), die einerseits als unfallstatistisch identi-
fizierte Risikogruppen, andererseits als Personengruppen zu betrachten sind, die eine be-
sondere Ansprache im Hinblick auf sicheres Verkehrsverhalten erfordern. 

Von den Menschen auszugehen bedeutet dabei auch, dass die Zielgruppen des Verkehrssi-
cherheitsprogramms nicht unabhängig voneinander zu betrachten sind. Vielmehr ist der 
Mensch, ob Frau oder Mann, als Verkehrsteilnehmer in der Regel multimodal Handelnder - 
er geht zu Fuß, fährt mit dem Fahrrad, benutzt öffentliche Verkehrsmittel oder lenkt motori-
sierte Fahrzeuge nach differenzierten persönlichen Motiven, situativen Anforderungen sowie 
individuellen Fertigkeiten (z.B. Mobilitätsbeeinträchtigungen) und Bedingungen (z.B. Führer-
schein- und Fahrzeugbesitz). Gleichzeitig ist die individuelle Verkehrsteilnahme von Men-
schen  auch innerhalb ihrer gesamten Lebensspanne zu betrachten.  

Das Verkehrssicherheitsprogramm will ein solches ganzheitliches Verständnis der am Ver-
kehr teilnehmenden Menschen ausdrücklich fördern und legt es seinen Zielen und Maßnah-
men zugrunde. Es verfolgt aus gleichem Grunde einen dauerhaft wirksamen Ansatz zur Er-
zeugung öffentlicher Bewusstheit für den Wert eines sicheren, partnerschaftlichen Verhal-
tens im Straßenverkehr und unterstützt dadurch gezielt eine nachhaltige Mobilitäts- und Ver-
kehrsentwicklung in Berlin.  

Eine wesentliche Intention des Verkehrssicherheitsprogramms besteht nicht zuletzt in der 
langfristigen Absicherung von wirksamen, selbst tragenden Strukturen und Aktivitäten mit 
integrativem Charakter in der Berliner Verkehrssicherheitsarbeit. Die vielfältigen Synergieef-
fekte zwischen den Handlungs- und Wirkungsfeldern Verkehrssicherheit, Gesundheit, Um-
welt- und Klimaschutz sowie Verkehr und Mobilität sollen dabei gezielt genutzt werden. 

3.2 Ziele 

Das Verkehrssicherheitsprogramm Berlin 2020 basiert auf vier grundlegenden Zielformulie-
rungen: 

1  An erster Stelle steht das Qualitätsziel „Erhöhung der Verkehrssicherheit (alle am 
Verkehr Teilnehmenden, alle Stadträume)“. Es ordnet sich im Stadtentwicklungsplan 
(StEP) Verkehr der sozialen Zieldimension unter und stellt dort eines von zwölf Qualitäts-
zielen dar. Drei weitere Qualitätsziele des StEP Verkehr innerhalb dieser Zieldimension 
fordern die Herstellung gleicher Mobilitätschancen unter Berücksichtigung unterschiedli-
cher Mobilitätsbedürfnisse und Lebensbedingungen, die Stärkung der polyzentrischen 
Stadtstruktur zur Verbesserung der Erreichbarkeit städtischer Teilräume und Stadtteile 
sowie die Erhöhung der Stadtverträglichkeit des Verkehrs. 

2 Die dauerhafte Verbesserung und Erhaltung der Verkehrssicherheit ist eine grundlegende 
Aufgabe der Daseinsvorsorge, an der alle gesellschaftlichen Kräfte mitwirken müssen. 
Aus diesem Grund verfolgt das Verkehrssicherheitsprogramm als wichtiges operatives 
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Ziel die nachhaltige Stärkung der gesamtgesellschaftlichen Verantwortung für Ver-
kehrssicherheit.  

3 Die Verkehrssicherheitsarbeit in Berlin orientiert sich an der anspruchsvollen Zukunftsvi-
sion, dass künftig „keine Verkehrsunfälle mit schweren Personenschäden“(getötete 
und schwerverletzte Unfallopfer) mehr auf Berliner Stadtgebiet geschehen sollen. Ziel 
der Verkehrssicherheitsarbeit ist es, dieser „Vision Zero“, die einen Idealzustand be-
schreibt, möglichst nahe zu kommen. 

4 Damit nachvollziehbar ist, ob die Maßnahmen des Verkehrssicherheitsprogramms tat-
sächlich dem vorangestellten Qualitätsziel dienen und zu einer Annäherung an die formu-
lierte Vision führen, bedarf es der Festlegung von überprüfbaren Handlungs- bzw. Etap-
penzielen. Auf dem Weg zu dem beschriebenen Idealzustand eines Straßenverkehrs oh-
ne Unfälle mit schweren Personenschäden gilt für Berlin als nächstes Etappenziel:  

Von 2011 (Bezugsjahr) bis Ende 2020 soll die Anzahl der bei Verkehrsunfällen im 
Berliner Stadtgebiet getöteten und schwer verletzten Menschen um 30 Prozent re-
duziert werden.4 

Als Kenngröße zur Bestimmung der Zielerreichung wird die Summe der Personen mit 
schweren oder tödlichen Verletzungen (Unfallkategorien „Getötete“ und „Schwerverletz-
te“) festgelegt. Die Anzahl der im Straßenverkehr Getöteten ist - im Unterschied zu den 
statistisch relevanten Größenordnungen auf nationaler und europäischer Ebene, die einen 
eigenständigen Zielwert unbedingt rechtfertigen - bezogen auf Berlin für sich betrachtet 
klein und in erheblichem Maße zufälligen Schwankungen ausgesetzt. Für Berlin gilt schon 
jetzt das Ziel, möglichst keine Getöteten mehr im Straßenverkehr beklagen zu müssen.  

Gleichzeitig soll mit den dem Etappenziel „Minus 30 Prozent“ dienenden Maßnahmen ein 
Beitrag geleistet werden, um die Verletzten- und Verkehrsunfallzahlen in Berlin insgesamt 
zu reduzieren.  

 

3.3 Zielgruppen der Verkehrssicherheitsarbeit 

Der Verkehrssicherheitsbericht 2013 unterscheidet in Kapitel 2.6 Zielgruppen nach Alter und 
Art der Verkehrsteilnahme. Dem geht in Kapitel 2.5 ein Überblick zu Geschlechterdifferenzen 
bezüglich Art der Verkehrsteilnahme und der Betroffenheit von Unfällen und Verletzungen 
voraus. Zwischen Alter und Art der Verkehrsteilnahme bestehen, wie untenstehende Abbil-
dung zeigt, vielfältige Zusammenhänge (Bild 5). Aus diesem Grund erfolgt die statistische 
Analyse des Verkehrsunfallgeschehens im Rahmen des Verkehrssicherheitsprogramms in 
Form einer Kreuzauswertung, die sowohl das Lebensalter als auch die Verkehrsteilnahme 
der bei Straßenverkehrsunfällen zu Schaden kommenden Menschen berücksichtigt. 

 

 

 

 

 

 

                                                                    
4 Zur Einordnung: Der StEP Verkehr setzt im Zeitraum von 2008 bis 2025 eine Reduzierung der Getö-
teten um 40 Prozent, der Verletzten um 30 Prozent und der Unfälle um 20 Prozent zum Ziel. Etappen-
ziele werden auf europäischer und nationaler Ebene nur bezogen auf die Unfallkategorie 1 „Getötete“ 
beziffert: Bis 2020 soll auf europäischer Ebene das Ziel „Minus 50 Prozent“, auf nationaler Ebene das 
Ziel „Minus 40 Prozent“ erreicht werden. In beiden Fällen gilt das Bezugsjahr 2010. 
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Bild 5: Zielgruppen des Verkehrssicherheitsprogramms im Hinblick auf Lebensalter und Verkehrsteilnahme 

 

Prioritäre Zielgruppen des Verkehrssicherheitsprogramms sind in Bezug auf die Verkehrs-
teilnahme Menschen, die zu Fuß gehen, Fahrrad oder motorisierte Zweiräder fahren, in Be-
zug auf das Lebensalter Kinder, Jugendliche, junge Erwachsene sowie ältere und alte Men-
schen, weil diese Gruppen jeweils besonderen Verkehrssicherheitsdefiziten ausgesetzt sind.  

Die Ableitung der Zielgruppen basiert auf einer differenzierten Analyse des Verkehrsunfall-
geschehens im Stadtgebiet von Berlin und wird jährlich erneut überprüft. Die Erkenntnisse 
aus den differenzierten Analysen begründen auch eine weitere Differenzierung von zwei Al-
tersgruppen gegenüber üblichen Verkehrsunfallstatistiken: 

• Bei Kindern werden unter 6-Jährige (Kleinkinder), 6- bis 10-Jährige (Grundschulkin-
der5) und 11- bis 14-Jährige (ältere Schulkinder) unterschieden. 

• Bei den älteren und alten Menschen werden 65- bis 74-Jährige (ältere Menschen) 
und über 74-Jährige (alte Menschen) getrennt betrachtet. 

Durch die Verknüpfung von Lebensalter und Verkehrsteilnahme ergibt sich eine Zielgruppen-
Risiko-Matrix, bei der der Risikograd der einzelnen Teilgruppen anhand einer volkswirtschaft-
lichen Unfallkostenbetrachtung weiter differenziert wird (Bild 6). Auch diesbezüglich erfolgt 
eine jährliche Überprüfung und Anpassung an veränderte Verunglücktenkollektive (Verhält-
nis der Verletzungsschwere) und volkswirtschaftliche Kostensätze (ermittelt durch die Bun-
desanstalt für Straßenwesen). 

  

                                                                    
5  Genau genommen handelt es sich hierbei schwerpunktmäßig um Grundschulkinder der Jahrgänge 
1 bis 4, der gewählte Begriff stellt somit eine Vereinfachung dar, die dem 6-zügigen Grundschulsys-
tem in Berlin nur annähernd gerecht wird. 
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Bild 6: Zielgruppen-Risiko-Matrix als Grundlage für die Maßnahmen des Verkehrssicherheitsprogramms (Ge-
wichtung nach Evaluationsstand Ende 2012) 

 

Zielgruppen mit stärkstem Risiko sind damit bezogen auf die Verkehrssicherheitsarbeit in 
Berlin: 

• Kinder im Schulalter (6- bis 14 -Jährige), Jugendliche und ältere Menschen als Fuß-
gänger, 

• Ältere Kinder, Jugendliche und zunehmend auch Erwachsene mittleren Alters, die 
Rad fahren, 

• Junge Erwachsene, die Personenkraftwagen und motorisierte Zweiräder fahren. 

Die Zielgruppendefinition des Verkehrssicherheitsprogramms unterstützt in besonderem Ma-
ße die Förderung der Nahmobilität, d.h. der Mobilität nicht motorisiert am Verkehr Teilneh-
mender im Sinne des Stadtentwicklungsplans Verkehr und untermauert zusätzlich die hohe 
Bedeutung der beiden Strategien zum Fuß- und Radverkehr. 

3.4 Leitlinien 

Die folgenden politischen Leitlinien sollen der Verkehrssicherheitsarbeit in Berlin zugrunde 
liegen: 

(1) Akzeptanz des Regelsystems erhöhen: Ein an Partnerschaft orientiertes, wertebe-
zogenes Regelsystem, das auf einem gesellschaftlichen Konsens basiert, ist die not-
wendige Voraussetzung für verkehrssicheres Verhalten. Weil Werte bestehen, gibt 
sich die Gesellschaft entsprechende Regeln. Das Regelsystem muss plausibel sein. 
Die dahinter liegenden Werte und Zielsetzungen wie auch die begründenden Zu-
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sammenhänge müssen zielgruppengerecht und (ggfs. kultursensibel) nachvollziehbar 
kommuniziert werden, um verstanden und akzeptiert zu werden.  
 

(2) „Blickpunkt Mensch“: Die Menschen Mensch stehen im Mittelpunkt der Verkehrssi-
cherheitsarbeit in Berlin. Mit besonderem Blick auf die demografische Entwicklung 
(Stichwort „Alterung der Gesellschaft“) und die zunehmenden Anteile des fußläufigen  
und Radverkehrs an den täglichen Wegen im Berliner Stadtgebiet geht es darum, al-
len Menschen und allen Verkehrsarten eine gleichwertig sichere und hindernisarme 
Fortbewegung im Stadtverkehr zu ermöglichen. Sichere Mobilität der Menschen über 
die gesamte Lebensspanne erfordert zunehmend ein Verkehrssystem, das die Abläu-
fe im Verkehr vereinfacht und die Folgen von Fehlverhalten bei der Verkehrsteilnah-
me soweit möglich abmindert. Dies hat Auswirkungen auf die Gestaltung der Ver-
kehrsinfrastruktur, die betriebliche Steuerung und Organisation des Verkehrs sowie 
die Gestaltung des Mobilitätsangebotes und -managements.  
 

(3) Vorrang für Eigenverantwortung: Eigenmotivation und Eigenverantwortung der am  
Verkehr Teilnehmenden in Bezug auf regelkonformes und gegenseitig Rücksicht 
nehmendes Verhalten wird Vorrang gegenüber Restriktionen gegeben. Um dies zu 
unterstützen, werden wirksame, öffentlich wahrnehmbare und damit Präsenz vermit-
telnde Kontrollen gleichwohl für notwendig erachtet.  
 

(4) Vielfältigen Nutzen herausstellen: Verkehrssicheres Verhalten hat einen hohen 
persönlichen, sozialen und institutionellen Nutzen, der sich für die einzelnen Men-
schen wie für die Gemeinschaft gleichermaßen auszahlt; dies gilt auch für öffentliche 
wie privatwirtschaftliche Arbeitgeber bzw. Arbeitgeberinnen. Persönlicher, sozialer 
und institutioneller Nutzen verkehrssicheren Verhaltens sollen daher in der Verkehrs-
sicherheitsarbeit in Berlin besonders herausgestellt werden. Betont werden soll dabei 
auch der besondere Zusammenhang zwischen Verkehrssicherheit und Gesundheit. 
 

(5) Synergieeffekte nutzen: Verkehrliche Maßnahmen, die der Verkehrssicherheit die-
nen, haben meist auch einen hohen Nutzen im Hinblick auf Lärmminderung, Klima-
schutz und Verbesserung der Luftqualität. Solche Synergieeffekte sollen gezielt ge-
nutzt werden. Den Verkehrsarten des Umweltverbundes kommt hier eine vorrangige 
Bedeutung zu.  
 

(6) Verursacherprinzip einlösen: Ökonomisches Ziel ist die stärkere Ko-Finanzierung 
einer notwendigen, verbesserten Verkehrssicherheitsarbeit nach dem Verursacher-
prinzip. Dies erfordert letztlich auch eine zumindest partielle Zweckbindung der aus 
der Verkehrsüberwachung erlösten Mittel für Maßnahmen zur Umsetzung des Ver-
kehrssicherheitsprogramms. 
 

(7) Mitverantwortung der Organisationen oder Einrichtungen in freier Trägerschaft 
stärken: Die stärkere Verantwortungsübernahme der Genannten ist eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe und gilt auch für die Verkehrssicherheitsarbeit. Dazu sind ei-
ne langfristige Sicherung und eine weitere Verbesserung von deren Arbeitsfähigkeit 
und entsprechender Kooperationsbedingungen erforderlich.  
 

(8) Netzwerk weiter ausbauen: Ziel ist ein gut funktionierendes Netzwerk mit verbindli-
chen Strukturen der Information, Koordination und Kooperation und klar definierter 
Aufgabenteilung. Dabei ist auch eine regionale Zusammenarbeit im Metropolenraum 
notwendig, insbesondere durch eine enge Kooperation mit dem Land Brandenburg.  
 

(9) Bezirke stärker einbinden: Innerhalb des städtischen Netzwerks ist die besondere 
Rolle der Bezirke verstärkt zu nutzen, die diese insbesondere als untere Straßenver-
kehrsbehörde und Straßenbaulastträger, durch ihre Aufgaben im Rahmen der regio-
nalen Schulaufsicht mit Schulberatung und Fortbildung für Lehrerinnen und Lehrer 
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sowie als Träger der Jugendverkehrsschulen inne haben. Teilräumliche Analysen 
zum Unfallgeschehen sowie die Durchführung von Modellprojekten sollen die unter-
schiedlichen Gegebenheiten in den einzelnen Bezirken gezielt aufgreifen. 

4 Verkehrssicherheitsmaßnahmen im Aktionsprogramm 2020 

4.1 Vorbemerkung zur Grundstruktur 

Folgende Prämissen bestimmen die grundlegende Struktur und Ausrichtung des Aktionspro-
gramms bis zum Zielhorizont 2020: 

• Ressortübergreifende Zusammenarbeit der vier Partnerinnen: 
− Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt (Federführung),  
− Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft,  
− Senatsverwaltung für Inneres und Sport / Polizei Berlin und  
− Berliner Charta für die Verkehrssicherheit  
im Sinne eines „interaktiven Vier-Säulen-Modells“ mit Maßnahmenverantwortlichkei-
ten entsprechend den Kompetenzschwerpunkten, 

• Klare Zielformulierung und Zielgruppenorientierung im Hinblick auf die Maßnah-
menausrichtung, 

• Prioritätensetzung innerhalb einer angemessen breit aufgelegten Maßnahmenpalette 
mit Vorrang für eine langfristige Fortführung, Konsolidierung und stadträumliche bzw. 
zielgruppenbezogene Ausweitung bereits laufender Maßnahmenansätze, 

• Enge Verknüpfung der Verkehrssicherheitsarbeit mit Stadtentwicklung, Verkehrs-, 
Umwelt-, Gesundheits- und Bildungspolitik, 

• Koordinierte Netzwerkarbeit aller Akteurinnen und Akteure, möglichst gebündelt in ei-
ner zentralen Koordinierungsstelle und wirkungsvoll ergänzt durch andere Instrumen-
te zur Unterstützung von Information, Diskussion, Erfahrungsaustausch und Koopera-
tion,  

• Selbstverpflichtung der Akteurinnen und Akteure im Hinblick auf die eigenen Maß-
nahmen und Aktivitäten, 

• Personelle und finanzielle Kontinuität während der Laufzeit des Verkehrssicherheits-
programms und darüber hinaus. 

Die Maßnahmen des Aktionsprogramms 2020 sind nach folgendem Schema in Handlungs-
bereiche untergliedert, denen wesentliche Verantwortlichkeiten zugeordnet werden können 
(in Klammern Anzahl der jeweils zugeordneten Maßnahmen): 

VSA Verkehrssicherheitsarbeit (3) 

VIS  Verkehrsinfrastruktur und -system(4) 
VME Schulische Verkehrs- und Mobilitätserziehung (3) 

AVM Außerschulische Verkehrs- und Mobilitätsbildung (2) 
NWA Netzwerkarbeit (1) 

Die 13 Maßnahmen in den fünf Handlungsbereichen lassen sich folgendermaßen charakteri-
sieren: 

• Teilweise handelt es sich um laufende Maßnahmen, die langfristig orientiert sind, je-
doch zur Verbesserung der Orientierung und Zuschärfung auf die maßgeblichen Ziel-
gruppen einen zusätzlichen Fokus erhalten sollen. Dies gilt für die Maßnahmen „Ver-
kehrsunfallbearbeitung“ (VSA 1) und „Verkehrsüberwachung“ (VSA 3), für die vier 
Maßnahmen im Handlungsbereich „Verkehrsinfrastruktur und -system“ (VIS) und für 
die „‘Rücksicht‘-Kampagne“ (AVM 3). 
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• Die neue Maßnahme „Vertiefende Untersuchungen zum Unfallgeschehen“ (VSA 2) 
wird vor dem Hintergrund der aktuellen Verkehrsunfallentwicklung dringend notwen-
dig, um bislang fehlende Detailerkenntnisse zur besseren Ausrichtung und Steuerung 
der Maßnahmen in den übrigen Handlungsbereichen zu gewinnen. 

• Neue Ansätze werden im Handlungsbereich der schulischen Verkehrs- und Mobili-
tätserziehung mit den Maßnahmen „Kontinuierliche Verkehrs- und Mobilitätserzie-
hung“ (VME 1), „Schulisches Mobilitätsmanagement“ (VME 2) und „Fortbildung für 
Lehrerinnen und Lehrer für die Verkehrs- und Mobilitätserziehung“ (VME 3) formuliert. 
Dabei werden teilweise bereits laufende Maßnahmen und Aktivitäten unterschiedli-
cher Träger der Verkehrssicherheitsarbeit in Berlin wirksam eingebunden und in ei-
nen größeren Zusammenhang gestellt. 

• Im Handlungsbereich der Netzwerkarbeit soll als neuer Ansatz die Maßnahme „Zent-
rale Koordinierungsstelle“ (NWA 1) umgesetzt werden.  

Weil die Verbesserung der Verkehrssicherheit ein kontinuierlicher Prozess ist, der in regel-
mäßigen Abständen einer kritischen Überprüfung bedarf, soll auf Basis der Ende 2016 vor-
liegenden Evaluationsergebnisse im Jahr 2017 eine Zwischenbilanz zum bis dahin erreich-
ten Umsetzungsstand und zu den erzielten Wirkungen des Aktionsprogramms erstellt wer-
den. Dies soll eine Fortschreibung, Nachjustierung und partielle Umorientierung des Aktions-
programms sowie eine Konkretisierung einzelner Maßnahmen ermöglichen. 

Handlungsbereiche und Maßnahmen des Aktionsprogramms 2020 werden im Folgenden 
näher definiert und erläutert. Dargestellt werden jeweils:  

• Wesentliche Intentionen der Maßnahme,  
• Aspekte, die stärker fokussiert oder neu bearbeitet werden sollen, 
• Wesentliche Querbezüge zu anderen Maßnahmen des Verkehrssicherheitspro-

gramms, 
• Maßgebliche Zielgruppen der Maßnahmen sowie 
• Verantwortlichkeiten im Hinblick auf die Maßnahmenumsetzung. 

4.2 Verkehrssicherheitsarbeit (VSA) 

Nicht angepasste Geschwindigkeit ist eine Hauptunfallursache. Das in Berlin praktizierte 
Konzept einer räumlich und instrumentell differenzierten Geschwindigkeitsüberwachung mit 
mobilen und ortsfesten Instrumenten hat sich in diesem Zusammenhang bewährt. Bedingung 
für den Maßnahmenerfolg ist der Einsatz moderner, digitaler Technik.  

Rotlichtverstöße von Rad fahrenden oder einen PKW steuernden Menschen an signalisier-
ten Knotenpunkten nehmen zu. Besonders sinnvoll und erfolgversprechend ist daher, neben 
der Durchführung von Schwerpunktkontrollen, die Kombination von Geschwindigkeits- und 
Rotlichtüberwachung des Kfz-Verkehrs an ausgewählten komplexen Knotenpunkten.  

Eine weitere Erhöhung des Kontrolldrucks erscheint dringend notwendig, um die Hauptun-
fallursachen weiter einzudämmen und den Verkehrsteilnehmern glaubhaft zu vermitteln, 
dass sie jederzeit mit Überwachung und Kontrollen rechnen müssen. 

 
Berlin hat als erste deutsche Stadt mit beabsichtigter flächendeckender Wirkung Dialog-
Displays in großer Zahl zum Einsatz gebracht. Die positive Wirkung dieses die Eigenverant-
wortung der Kraftfahrerinnen und Kraftfahrer unterstützenden, nicht ahndenden Instrumentes 
wurde nachgewiesen.  

Problematisch erscheint der teils lange Zeitraum zwischen festgestelltem Fehlverhalten und 
der Übersendung des Verwarnungsgeldangebotes bzw. Anhörungsbogens an Betroffene. 
Der damit zusammenhängende Verwaltungsablauf muss wirksam beschleunigt werden.  

Folgende drei Maßnahmen sind im Handlungsbereich „Verkehrssicherheitsarbeit“ Bestand-
teil des Aktionsprogramms 2020:  



 22

VSA 1 Verkehrsunfallbearbeitung 

Ausgangslage und Intention Fokussierung Synergien 
Die polizeilichen Verkehrsunfall-
lagebilder (monatliche Verkehrs-
statistik, jährliche Verkehrsopfer-
bilanzen) sind für die laufende 
Beobachtung und Evaluation des 
Verkehrsunfallgeschehens un-
verzichtbar. Die Erkenntnisse 
dienen gleichzeitig zur Ausrich-
tung der Verkehrssicherheits-
maßnahmen im Hinblick auf 
maßgebliche Zielgruppen und 
Risikofaktoren.  

Im Jahr 2003 wurde im Rahmen 
einer Studie eine netzbezogene 
Sicherheitsanalyse des Berliner 
Straßennetzes durchgeführt. 
Grundlage waren die „Empfeh-
lungen für die Sicherheitsanalyse 
von Straßennetzen“ (ESN) der 
Forschungsgesellschaft für Stra-
ßen- und Verkehrswesen. Ein 
automatisiertes Verfahren hierzu 
fehlt bisher. 

 

 

Die Arbeit der Bußgeldstelle soll 
im Rahmen der finanziellen Mög-
lichkeiten optimiert werden, um 
eine zeitnahe Abwicklung einge-
leiteter Verfahren zur Ahndung 
von Regelverstößen zu ermögli-
chen. Unterstützend soll eine 
Datenfernübertragung von den 
ortsfesten Überwachungsanlagen 
zur direkten Daten- und Bildaus-
wertung bei der Bußgeldstelle 
realisiert werden.  

Inwieweit frei werdende personel-
le Ressourcen der Verkehrs-
überwachung zugeführt werden 
können, muss unter Beachtung 
der zu erbringenden Personal-
einsparungen und der Prioritä-
tensetzung der Polizei Berlin 
geprüft werden. 

Die Unfalldatenaufbereitung soll 
auf ein digitales Verfahren umge-
stellt werden, mit dem räumliche 
und thematische Datenaggregie-
rungen und räumliche Kartierun-
gen erstellt werden können. 
Wünschenswert sind insbesonde-
re thematische Karten zur Unfall-
beteiligung von Kindern, älteren 
und alten Menschen, zu Fuß 
gehenden Menschen und Rad-
fahrenden sowie teilräumliche 
Aggregierungen auf Bezirksebe-
ne und kleinmaßstäblicher(z.B. 
auf Stadtteil- und Quartiersebe-
ne).  

Geprüft werden soll die Einfüh-
rung eines automatisierten Ver-
fahrens zur Anwendung der Si-
cherheitsanalyse von Straßen-
netzen nach ESN. Ein solches 
liegt derzeit nur für überörtliche 
Straßennetze vor. Unterstützt 
werden soll daher ein For-
schungsprojekt, mit dem die für 
Landesnetze entwickelte Soft-
ware auf innerörtliche Netze am 
Beispiel Berlins weiterentwickelt 
und angewendet werden soll. 

� Verkehrsüberwachung (VSA 3) 
� Grundlage für die Evaluation 

und Ausrichtung aller Maß-
nahmen und Aktivitäten des 
Verkehrssicherheitsprogramms 

Zielgruppenorientierung 
� Zielgruppenübergreifende 

Maßnahme 

Zuständigkeit 
Senatsverwaltung für Inneres und 
Sport und Polizei Berlin in Koope-
ration mit der Verkehrslenkung 
Berlin  

Für die Einführung eines automa-
tisierten ESN-Verfahren: Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung 
und Umwelt in Kooperation mit 
externen Forschungsträgern und  
-institutionen 

 
  



 23

VSA 2 Vertiefende Untersuchungen zum Unfallgeschehen   

Ausgangslage und Intention Fokussierung Synergien 
Im Rahmen der jährlichen Evalu-
ierung der Verkehrsunfallentwick-
lung wurden wiederholt Erkennt-
nisdefizite im Hinblick auf thema-
tische und räumliche Zusam-
menhänge des Unfallgeschehens 
festgestellt. Insbesondere die 
Besorgnis erregenden Entwick-
lungen in den Jahren 2011 und 
2012 machen deutlich, dass es 
an differenzierten und vertieften 
Erkenntnissen im Hinblick auf 
ausgewählte Ziel- und Risiko-
gruppen noch mangelt, um Maß-
nahmen und Aktivitäten noch 
stärker zielorientiert und wirksam 
auszurichten.  

 

Im Rahmen einer Motorradstudie 
sollen die spezifischen Charakte-
ristika des Unfallgeschehens in 
Berlin mit Beteiligung von Mofas, 
Mopeds, Leichtkrafträdern und 
Motorrädern im Hinblick auf un-
terschiedliche Altersgruppen von 
Fahrerinnen und Fahrern, stadt-
räumliche Differenzierungen und 
die Betroffenheit von Mitfahren-
den („Sozius“) untersucht und 
aufbereitet werden. Geprüft wer-
den soll die Sinnfälligkeit einer 
Einbeziehung von E-Bikes und 
Pedelecs in die Untersuchung. 

Untersucht werden sollen in zwei 
getrennten Studien die stadt-
räumliche Verteilung und Charak-
teristik von Unfällen mit Beteili-
gung von Radfahrenden sowie 
von Unfällen mit Beteiligung sich 
zu Fuß fortbewegender Men-
schen im Fokus der Altersgrup-
pen und unterschiedlichen Modal 
Split-Anteile des Rad- und Fuß-
verkehrs im kleinräumigeren Zu-
sammenhang (Bezirke, Stadttei-
le). Damit soll auch eine geeigne-
te Aggregierungsstruktur zur 
Erstellung von digitalen Unfallkar-
ten (siehe VSA 1) entwickelt wer-
den. 

Weitere Untersuchungsthemen 
sollen auf Grundlage der Ergeb-
nisse der jährlichen Evaluation 
der Unfallentwicklung identifiziert 
werden. Wesentliche Aspekte 
sind die Unfall- und Verletzungs-
schwere, die teilräumliche Unfall-
verteilung (Bereiche mit hohem 
Risikopotenzial), maßgebliche 
Faktoren im Unfallgeschehen 
sowie ggf. weitere maßnahmen-
spezifische Aspekte. 

Die Ergebnisse der Untersu-
chungen werden im Kreis der an 
der Verkehrssicherheitsarbeit 
Beteiligten beraten und sollen 
dazu dienen, Maßnahmen und 
Angebote gezielt weiterzuentwi-
ckeln und auf eine verbesserte 
Zielgruppenerreichung auszurich-
ten. 

� Verkehrsunfallbearbeitung 
(VSA 1)  

� Verkehrsüberwachung (VSA 3) 
� Radverkehrsstreifenprogramm 

(VIS 1) 
� Überquerungsstellenprogramm 

(VIS 2) 
� Stadttempokonzept (VIS 4) 
� Schulisches Mobilitätsma-

nagement (VME 2) 
 

Zielgruppenorientierung 
� Personengruppen, die motori-

sierte Zweiräder fahren 
� Personengruppen, die mit dem 

Fahrrad fahren 
� Personengruppen, die sich zu 

Fuß fortbewegen  
� Nach Bedarf und Erkenntnisla-

ge weitere oder in sich differen-
zierte Zielgruppen (z.B. nach 
Geschlecht, Herkunft, …) 

Zuständigkeit 
Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung und Umwelt in Koopera-
tion mit Polizei Berlin und Bezir-
ken 
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VSA 3 Verkehrsüberwachung 

Ausgangslage und Intention Fokussierung Synergien 
Die derzeit praktizierte, differenzier-
te Geschwindigkeitsüberwachung 
durch die Polizei Berlin stellt einen 
geeigneten Ansatz zur Senkung 
des Geschwindigkeitsniveaus und 
zur Reduzierung geschwindigkeits-
bedingter Verkehrsunfälle dar. Eine 
laufende Instandhaltung und Mo-
dernisierung der hierbei zum Ein-
satz kommenden Technik ist un-
verzichtbar. 

Die Überwachung von Rotlichtver-
stößen an signalisierten Knoten-
punkten und Fußgängerschutzan-
lagen wird zunehmend wichtiger. 
Eine Anlage bietet derzeit die kom-
binierte Überwachung von Rotlicht-
verstößen und Geschwindigkeits-
überschreitungen. Eine Ausweitung 
dieser kombinierten Überwachung 
wird angestrebt. 

Fußläufiger Verkehr und Radfah-
rende werden durch Fehlverhalten 
im ruhenden Kraftfahrzeugverkehr 
in besonderem Maße gefährdet, 
insbesondere wenn diese die Sicht 
einschränken oder dazu zwingen, 
auf andere Verkehrsflächen aus-
zuweichen. 

Der Einsatz von „Dialog-Displays“ 
im Nebennetz, insbesondere inner-
halb von Tempo 30-Zonen, durch 
die Bezirke hat sich bewährt und 
soll auf Basis der vorhandenen 
technischen Ausstattung (über 100 
Displays) fortgeführt werden. Auch 
hierbei ist eine laufende technische 
Instandhaltung unverzichtbar. 

Die personellen und techni-
schen Ressourcen für die Ver-
kehrsüberwachung sollen im 
Rahmen verfügbarer Haus-
haltsmittel ausgebaut werden, 
um einen höheren Kontrolldruck 
zu erzeugen.  

Weitere geeignete Einsatzstel-
len für eine kombinierte Ge-
schwindigkeits- und Rotlicht-
überwachung werden geprüft 
und gegebenenfalls angestrebt. 

Im Hinblick auf evaluierte Ziel-
gruppenaspekte wird die Durch-
führung von Schwerpunktmaß-
nahmen intensiviert. Ein beson-
deres Augenmerk gilt dabei der 
Verkehrssicherheit im Radver-
kehr im Kontext der vorhande-
nen Infrastruktur wie auch des 
Verhaltens von Kraftfahrerinnen 
und Kraftfahrern. Einbezogen 
werden soll die Überwachung 
des ruhenden Verkehrs (Park-, 
Liefer- und Ladevorgänge) im 
Hinblick auf Beeinträchtigungen 
der Verkehrssicherheit im Rad-
verkehr und Fußverkehr. 

Erkenntnisse aus der Verkehrs-
überwachung durch Polizei und 
bezirkliche Ordnungskräfte 
sollen konsequenter in die Inf-
rastrukturplanung einbezogen 
werden. 

� Verkehrsunfallbearbeitung 
(VSA 1) 

� Vertiefende Untersuchungen 
zum Unfallgeschehen (VSA 3) 

� Radverkehrsstreifenprogramm 
(VIS 1) 

� Überquerungsstellenprogramm 
(VIS 2) 

� Stadttempokonzept (VIS 4) 
� Schulisches Mobilitätsma-

nagement (VME 2) 
� „Rücksicht“-Kampagne (AVM 

2) 

Zielgruppenorientierung 
� Vorrangig motorisierte Ver-

kehrsteilnehmer 
� Bei Schwerpunktaktionen auch: 

sich per Rad und  zu Fuß im 
Verkehr bewegende Menschen 

Zuständigkeit 
Senatsverwaltung für Inneres 
und Sport, Polizei Berlin in Ko-
operation mit Bezirken und Se-
natsverwaltung für Stadtentwick-
lung und Umwelt 

 

4.3 Verkehrsinfrastruktur und -system (VIS) 

Die auf die Verkehrsinfrastruktur und das Verkehrssystem bezogenen Maßnahmen stehen in 
engem Zusammenhang mit dem Stadtentwicklungsplan Verkehr sowie den Strategien zum 
Fuß- und Radverkehr und sind mit diesen konzeptionell verknüpft. Im Zentrum der Maßnah-
men steht die langfristige Sicherung und Förderung der nicht motorisierten Verkehrsarten. 
Dies entspricht der Erkenntnis, dass Menschen, die sich zu Fuß oder mit dem Rad im Ver-
kehr bewegen, im Unfallgeschehen Hauptrisikogruppen darstellen. 

Wesentliche Ausgangsbedingungen stellen die prognostizierte demografische Entwicklung 
und die derzeit festzustellende Verkehrsentwicklung mit Zunahme der Modal Split-Anteile im 
Fuß- und Radverkehr dar, wie sie auch im Stadtentwicklungsplan Verkehr dargelegt sind.  

Die Herstellung von Barrierefreiheit stellt eine wichtige Aufgabe zur Verbesserung der Ver-
kehrssicherheit von mobilitätseingeschränkten Personengruppen dar. Die Zielsetzung der 
Fußverkehrsstrategie, bis zum Jahr 2020 alle wesentlichen Fußverkehrsverbindungen und 
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Gehwege an Einmündungen und Kreuzungen barrierefrei nutzbar zu machen und die damit 
verbundene Absicht der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt, ein stadtweites 
Programm „Barrierefreie öffentliche Räume“ aufzulegen, stehen damit in einem unmittelba-
ren synergetischen Zusammenhang mit dem Verkehrssicherheitsprogramm. 

Besondere Synergien zwischen dem Verkehrssicherheitsprogramm und der Fußverkehrs-
strategie ergeben sich darüber hinaus insbesondere im Zusammenhang mit der: 

• Entwicklung und Aufwertung von teilräumlichen Fußverkehrsnetzen (Fußverkehrs-
strategie, Modellprojekt 2) und der 

• Umsetzung von „Begegnungszonen“ in Stadtstraßen mit starkem Fuß- und Radver-
kehrsaufkommen sowie lebhaftem Autoverkehr (Fußverkehrsstrategie, Modellprojekt 
5) zunächst in mehreren Pilotprojekten zwecks Erprobung, ob ein verträgliches Mitei-
nander aller Verkehrsarten und eine Erhöhung der Sicherheit im Fuß- und Radver-
kehr damit erzielt werden kann.  

Den am Verkehr Teilnehmern kann, aufgrund ihrer Alltagserfahrungen, eine besondere 
Kenntnis von Defiziten und Mängeln im Verkehrsraum und Verkehrssystem zugeschrieben 
werden. Beteiligungsverfahren in der Verkehrsplanung gehen hierauf zunehmend ein. Sinn-
voll erscheint Betroffenenbeteiligung daher auch im Zusammenhang mit der Aufdeckung von 
Verkehrssicherheitsdefiziten, insbesondere im Hinblick auf die Zielgruppen der Kinder und 
Seniorinnen und Senioren, die sich zu Fuß oder mit dem Rad im Verkehr bewegen.  Für die-
se Zielgruppen sollen daher im Rahmen von Modellprojekten zur Fuß- und Radverkehrsstra-
tegie auch Beteiligungskonzepte zur Mängelanalyse entwickelt, getestet und soweit möglich 
in eine kontinuierliche Praxis der „therapeutischen“ Verkehrssicherheitsarbeit überführt wer-
den. Mitentscheidend für den Erfolg von Beteiligungsansätzen wird die Einbindung von in 
freier Trägerschaft an der an Verkehrssicherheitsarbeit Beteiligter (Charta) und der Polizei 
(Verkehrssicherheitsberaterinnen und -berater in den Direktionen und Abschnitten) sein. 

Folgende vier Maßnahmen sind im Handlungsbereich „Verkehrsinfrastruktur und -system“ 
Bestandteil des Aktionsprogramms 2020: 
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VIS 1 Radverkehrsstreifenprogramm 

Ausgangslage und Intention Fokussierung Synergien 
Das laufende Programm dient 
bisher vorrangig zur Beseitigung 
von Verkehrssicherheitsdefiziten 
in der Radverkehrsinfrastruktur. 
Dies wird weiterhin eine wichtige 
Aufgabe darstellen, reicht jedoch 
für eine wirksame Reduzierung 
der Unfall- und Verunglückten-
zahlen im Radverkehr nicht aus. 
Der wachsende Modal Split-
Anteil des Radverkehrs wie auch 
die Verkehrssicherheitsentwick-
lung im Radverkehr machen 
vielmehr deutlich, dass die An-
strengungen intensiviert werden 
müssen, zumal durch die Zu-
nahme der Pedelecs ggf. ein 
weiteres Konfliktpotenzial ent-
steht.  

Besondere Bedeutung haben die 
Führung des Radverkehrs auf 
Radverkehrsstreifen im Sichtfeld 
von PKWs Steuernden, das Frei-
halten von Sichtbeziehungen in 
kritischen Verflechtungsberei-
chen zwischen Rad- und Kraft-
fahrzeugverkehr sowie eine si-
chere und eindeutige Radver-
kehrsführung in Knotenpunkten, 
insbesondere zur Vermeidung 
von Abbiegeunfällen. Letzteres 
ist besonders relevant, weil Feh-
ler beim Abbiegen bei den 
Hauptunfallursachen an erster 
Stelle stehen. 

Die Priorität soll künftig bei der 
Umsetzung einer lückenlosen 
Radverkehrsinfrastruktur im Zuge 
von wichtigen Achsen des Rad-
verkehrs liegen. Eine notwendige 
Grundlage hierfür stellt die teil-
räumliche Analyse des Unfallge-
schehens mit Beteiligung von 
Radfahrenden dar (vgl. VSA 2). 
Damit sollen in Stadtgebieten mit 
hohem Risikopotenzial im Rad-
verkehr, insbesondere bei älteren 
Schulkindern und Jugendlichen 
(nach absolviertem Radfahrtrai-
ning), besonders unfallträchtige 
Strecken und zusammenhängen-
de Routen identifiziert und mit 
geeigneten Mitteln wirksam ver-
ändert werden. 

Der Sicherung des Radverkehrs 
von Schülerinnen und Schülern 
im Umfeld von Grundschulen und 
weiterführenden Schulen soll 
dabei besonderes Gewicht zu-
kommen.  

Zweistreifiges Abbiegen von 
Kraftfahrzeugen soll wegen der 
Gefährdung des Rad- und Fuß-
verkehrs aufgehoben oder signal-
technisch gesichert werden.  

Die betroffenen Zielgruppen sol-
len bei der Mängelanalyse einbe-
zogen werden. Hierfür sind ge-
eignete Verfahren zu entwickeln. 

� Verkehrsunfallbearbeitung 
(VSA 1) 

� Vertiefende Untersuchungen 
zum Unfallgeschehen (VSA 2) 

� Verkehrsüberwachung (VSA 3) 
� Stadttempokonzept (VIS 4) 
� Schulisches Mobilitätsma-

nagement (VME 2) 
� „Rücksicht“-Kampagne (AVM 2) 

Zielgruppenorientierung 
� Radfahrende aller Altersgrup-

pen  
� Besonderer Fokus: Ältere Kin-

der und Jugendliche 

Zuständigkeit 
� Senatsverwaltung für Stadtent-

wicklung und Umwelt in Koope-
ration mit Bezirken und Schulen 
(vgl. VME 2) 
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VIS 2 Überquerungsstellenprogramm 

Ausgangslage und Intention Fokussierung Synergien 
Das laufende Zebrastreifenpro-
gramm stellt weiterhin ein sinn-
volles Element zur Verbesserung 
der Verkehrssicherheit im Fuß-
verkehr dar. Eine Ausdehnung 
auf andere Maßnahmen und 
Elemente zur Sicherung der 
Überquerbarkeit von unfallträch-
tigen Fahrbahnen erscheint je-
doch sinnvoll und notwendig, weil 
Kinder, Seniorinnen und Senio-
renn maßgebliche Ziel- und Risi-
kogruppen im Fußverkehr dar-
stellen und hier der Unfalltyp 4 
„Überschreiten-Unfall“ vorrangig 
ist. 

Der Freihaltung ausreichender 
Sichtbeziehungen zwischen am 
Fahrbahnrand wartenden Fuß-
gängern und Fahrzeugen im flie-
ßenden Verkehr stellt eine we-
sentliche Grundlage sicherer 
Überquerungsstellen dar. 

Neben Hauptverkehrsstraßen 
muss die Aufmerksamkeit auch 
anderen stark befahrenen bzw. 
aufgrund räumlicher Gegebenhei-
ten, städtebaulicher Nutzungsbe-
dingungen und Verkehrszusam-
mensetzung als unsicher zu be-
urteilenden verkehrswichtigen 
Straßen gelten. 

Eine wichtige Grundlage stellt die 
räumliche Analyse des Unfallge-
schehens (z.B. auf der Basis des 
ESN-Verfahrens; siehe VSA 1) 
dar.  

 

Das Programm soll auf alle Arten 
von Sicherungsmaßnahmen an 
Überquerungsstellen ausgedehnt 
werden.  

Über Fußgängerüberwege hinaus 
sollen Mittelinseln und -streifen, 
Gehwegvorstreckungen, andere 
bauliche Elemente sowie fuß-
gängerfreundliche Ampelschal-
tungen (Ansätze: kein zweistreifi-
ges Rechtsabbiegen, kein be-
dingt verträgliches Linksabbie-
gen) einbezogen werden. Innova-
tive Formen der Signalisierung 
für den Fußverkehr werden er-
gänzend im Rahmen der Umset-
zung der Fußverkehrsstrategie in 
ausgewählten Pilotprojekten er-
probt.  

Bei neuen Ampeln sollen grund-
sätzlich alle wichtigen Überque-
rungsbeziehungen in die Signali-
sierung einbezogen werden. Vor-
handene Ampelanlagen sollen 
um fehlende Furten für den Fuß-
verkehr ergänzt werden. 

Besonderes Augenmerk muss 
auf der Herstellung guter Sicht-
verhältnisse an Überquerungs-
stellen liegen. Polizei und Ord-
nungsämter sollen in diesem 
Zusammenhang verstärkt die 
Einhaltung der Parkverbote an 
Fußgängerüberwegen und sons-
tigen Überquerungsstellen über-
wachen. 

Für Bereiche mit starkem Über-
querungsbedarf sollen Ge-
schwindigkeitsbeschränkungen 
geprüft werden, die ein sicheres 
Überqueren der Fahrbahn grund-
sätzlich erleichtern. 

Priorität bei der Maßnah-
menumsetzung sollen Überque-
rungsstellen im Zuge von stark 
frequentierten Schul- und Frei-
zeitwegen von Kindern und Ju-
gendlichen sowie Einkaufs- und 
Freizeitwegen von älteren und 
alten Menschen haben. Grundla-
ge ist die Identifizierung von 
Straßenabschnitten und Stellen 
mit besonders hohem Risikopo-
tenzial für die genannten Ziel-
gruppen und Häufungen des 
Unfalltyps 4. 

� Verkehrsunfallbearbeitung 
(VSA 1) 

� Vertiefende Untersuchungen 
zum Unfallgeschehen (VSA 2) 

� Verkehrsüberwachung (VSA 3) 
� Stadttempokonzept (VIS 4) 
� Schulisches Mobilitätsma-

nagement (VME 2) 

Zielgruppenorientierung 
� Personen aller Altersgruppen, 

die sich zu Fuß im Verkehr be-
wegen  

� Besonderer Fokus: Kinder im 
Schulalter, Jugendliche und äl-
tere und alte Menschen 

Zuständigkeit 
Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung und Umwelt in Koopera-
tion mit Bezirken und Schulen (im 
Rahmen von Modellprojekten der 
Fußverkehrsstrategie und dar-
über hinaus) 
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An geeigneten Stellen soll das 
Element einer verkehrsabhängi-
gen Grünzeitverlängerung für 
Fußverkehr getestet werden.  

Die betroffenen Zielgruppen sol-
len bei der Mängelanalyse einbe-
zogen werden. Hierfür sind ge-
eignete Verfahren zu entwickeln. 

 

 

 

VIS 3 Beseitigung von Unfallschwerpunkten 

Ausgangslage und Intention Fokussierung Synergien 
Die erfolgreich eingeführte Arbeit 
der Unfallkommission wird kon-
sequent fortgeführt und weiter 
qualifiziert. Die Mitglieder der 
Unfallkommission, insbesondere 
auch neue Mitwirkende im Zuge 
von Personalwechsel, werden 
regelmäßig geschult. 

Die Evaluation der durchgeführ-
ten Maßnahmen stellt eine we-
sentliche Aufgabe zur Qualitäts-
sicherung und Kenntnisgewin-
nung dar. 

 

Eine wichtige zusätzliche Aufga-
be der Unfallkommission besteht 
in der Unterstützung der bezirkli-
chen Arbeit zur Beseitigung von 
Unfallhäufungsstellen im Neben-
netz. Neben regelmäßiger Infor-
mation und Angeboten zum Er-
fahrungsaustausch betrifft dies 
die Weitergabe der Ergebnisse 
teilräumlicher Unfalluntersuchun-
gen (siehe VSA 1) und die Schu-
lung des bezirklichen Personals 
in den zuständigen Ressorts 
(Tiefbauämter, untere Straßen-
verkehrsbehörde) im Hinblick auf 
die Beseitigung von Unfallhäu-
fungsstellen und -linien im Ne-
bennetz. 

� Verkehrsunfallbearbeitung 
(VSA 1) 

� Vertiefende Untersuchungen 
zum Unfallgeschehen (VSA 2) 

� Verkehrsüberwachung (VSA 3) 
� Stadttempokonzept (VIS 4) 

Zielgruppenorientierung 
� Alle Verkehrsteilnahme- und 

Altersgruppen 
� Je nach Problem- und Maß-

nahmenkontext spezifische 
Gewichtungen 

Zuständigkeit 
Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung und Umwelt (Ver-
kehrslenkung Berlin) in Koopera-
tion mit Polizei Berlin und Bau-
lastträgern (Bezirke)  
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VIS 4 Stadttempokonzept 

Ausgangslage und Intention Fokussierung Synergien 
Nicht angepasste Geschwindig-
keit stellt langjährig eine 
Hauptunfallursache dar.  

Die gefahrene Geschwindigkeit 
ist ursächlich mitentscheidend für 
die Unfall- und Verletzungs-
schwere. Vor allem bei Unfällen 
mit Beteiligung von Fußgängern 
(Überschreitenunfälle) und Rad-
fahrern hilft eine geringere gefah-
rene Geschwindigkeit im Kraft-
fahrzeugverkehr Personenschä-
den zu vermeiden oder deren 
Schwere zu verringern. 

Die Maßnahme steht in einem 
synergetischen Zusammenhang 
mit den kommunalen Pflichtauf-
gaben der Lärmminderung und 
Luftreinhaltung sowie dem Klima-
schutz.  

Auf der Basis einer Evaluierung 
der umgesetzten Tempo 30-
Regelungen auf Abschnitten von 
Hauptverkehrsstraßen sowie 
einer systematischen Identifizie-
rung von Streckenabschnitten mit 
gehäuften Unfällen mit nicht an-
gepasster Geschwindigkeit als 
Unfallursache (siehe VSA 1) soll 
die Notwendigkeit einer Auswei-
tung des derzeit praktizierten 
gesamtstädtischen Konzeptes 
auf weitere Hauptverkehrsstra-
ßenabschnitte geprüft werden.  

Ein zusätzlicher Fokus soll dabei 
auf Hauptverkehrsstraßen mit 
hohem Radverkehrsanteil (insbe-
sondere Schülerradverkehr) und 
besonderem Überquerungsbe-
darf liegen, in denen kurz- oder 
mittelfristig keine anderen infra-
strukturellen Maßnahmen zur 
Sicherung des Fuß- und Radver-
kehrs realisierbar sind.  

� Verkehrsunfallbearbeitung 
(VSA 1) 

� Vertiefende Untersuchungen 
zum Unfallgeschehen (VSA 2) 

� Verkehrsüberwachung (VSA 3)  
� Radverkehrsstreifenprogramm 

(VIS 1) 
� Überquerungsstellenprogramm 

(VIS 2) 
� Schulisches Mobilitätsma-

nagement (VME 2) 
� „Rücksicht“-Kampagne (AVM 2) 

Zielgruppenorientierung 
� Alle Verkehrsteilnahme- und  

Altersgruppen 
� Besonderer Fokus: Kinder, 

ältere und alte Menschen, die  
zu Fuß gehen oder Rad fahren 

Zuständigkeit 
Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung und Umwelt (hier ress-
ortübergreifend auch im Hinblick 
Umwelt) in Kooperation mit Poli-
zei Berlin und Bezirken 

 

4.4 Schulische Verkehrs- und Mobilitätserziehung (VME) 

Verkehrs- und Mobilitätserziehung stellt aus Verkehrssicherheitssicht ein bedeutsames 
Thema dar. Kinder und Jugendliche zählen wenn sie zu Fuß gehen oder Rad fahren zu den 
Hauptrisikogruppen im Unfallgeschehen. Erkenntnisse bezüglich zunehmend defizitärer mo-
torischer Fähigkeiten und Fertigkeiten von Schulkindern, wie sie auch im Zuge der schuli-
schen Radfahrausbildung und -prüfung in den Grundschulen deutlich werden, belegen über 
die Fakten zum Unfallgeschehen hinaus die Notwendigkeit einer umfassenden Schulung von 
Wahrnehmung, Motorik und Sicherheitsverhalten bei Kindern (und Jugendlichen) für die Ver-
kehrspraxis während der gesamten Schullaufbahn. 

Schulische Verkehrs- und Mobilitätserziehung muss daher kontinuierlich sowie geschlechter- 
und kultursensibel stattfinden. Ein frühzeitiger Beginn des Verkehrssicherheitslernens und 
Übens in den Schuleingangsklassen und eine konsequente Fortführung in den weiterführen-
den Schulen erscheinen gleichermaßen notwendig. Nicht zuletzt prägt sich in den betreffen-
den Altersgruppen in starkem Maße der Umgang mit Verkehrsregeln, Verhaltensformen und 
Verkehrsmittelwahl. 

Die Radfahrausbildung findet an Berliner Grundschulen in der vierten Jahrgangsstufe flä-
chendeckend statt. Die Verkehrssicherheitsberaterinnen und -berater der Polizei Berlin un-
terstützen auf Anforderung der Bezirke bzw. Schulen bis zu vier Stunden pro Jugendver-
kehrsschule und Tag die Schulen bei der Radfahrausbildung und -prüfung. Die abschließen-
de Radfahrprüfung findet überwiegend in den Jugendverkehrsschulen statt.  

Ein Beginn der Radfahrausbildung in der dritten Jahrgangsstufe ist bisher eher selten. 

In weiterführenden Schulen wie auch in den Jahrgangsstufen 5 und 6 in Grundschulen be-
steht in der schulischen Praxis der Verkehrs- und Mobilitätserziehung derzeit nur ein einge-
schränktes Angebot.  
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Die Fortbildung für Lehrerinnen und Lehrer basiert im Bereich der Verkehrs- und Mobilitäts-
erziehung im Wesentlichen auf den Beratungs- und Fortbildungsangeboten der Multiplikato-
ren in den Regionen (Bezirken). Das Landesinstitut für Schule und Medien (LISUM) bietet 
interessierten Lehrkräften eine Qualifizierung zum Multiplikator bzw. zur Multipliaktorin an. 
Derzeit sind jedoch nur sehr wenige Personen mit dieser Qualifikation für Verkehrs- und Mo-
bilitätserziehung tätig, die überwiegende Anzahl der Regionen verfügt nicht mehr über eine 
entsprechende Fachkraft.  

Den Schulen wird gesetzmäßig viel Freiheit im Hinblick auf die konkrete Ausgestaltung und 
Schwerpunktsetzung bei der Einlösung des formulierten Bildungsauftrags zugestanden. Dar-
aus resultiert, dass die oben dargelegte pädagogisch-pädiatrische Notwendigkeit zur Unter-
stützung kindlicher Entwicklung den Schulen - vor allem den Grundschulen - in stärkerem 
Maße als bisher nahe zu bringen sein wird. An dieser Stelle bestehen in Berlin bereits einige 
erfolgreiche bzw. erfolgversprechende Ansätze.  

Schulische Verkehrs- und Mobilitätserziehung ist ohne maßgebliche Unterstützung durch 
projektorientierte Angebote von Organisationen in freier Trägerschaft an die Schulen nicht 
vorstellbar. Eine passgenaue Einbindung in ein Gesamtkonzept der schulischen Verkehrs- 
und Mobilitätserziehung erscheint gleichwohl notwendig. Dafür benötigen diese Organsiatio-
nen ihrerseits finanzielle Unterstützung zur Umsetzung ihrer Angebote.  

Wünschenswert ist es, dass die Verkehrs- und Mobilitätserziehung im oben dargestellten 
Sinne zunehmend Einzug in die formulierten Schulprofile erhält und dort stärker verankert 
wird. Die Maßnahmen haben nicht zuletzt einen starken Bezug zum aktuellen schulischen 
Thema der Inklusion wie auch zu Maßnahmen des schulischen Mobilitätsmanagements. 
Letzteres bedeutet, die Schule als Standort mit verkehrserzeugender Wirkung auf das Um-
feld und besonderen Verkehrsproblemen zu bestimmten Tageszeiten insbesondere im Schu-
leingangsbereich (Stichwort „Elterntaxi“) und an Schulbushaltestellen ernst zu nehmen. 

Die konzeptionelle Maßnahmenentwicklung und Durchführung von schulischen Projekten 
legen eine operative Anbindung an die - noch zu schaffende - zentrale Koordinierungsstelle 
nahe, die in der Unterstützung schulischer Aktivitäten eine wichtige Aufgabe haben wird. 

Folgende drei Maßnahmen sind Bestandteil des Aktionsprogramms 2020: 
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VME 1 Kontinuierliche Verkehrs- und Mobilitätserziehung 

Ausgangslage und Intention Fokussierung Synergien 
Kinder im Schulalter und Jugend-
liche stellen im Fußverkehr, älte-
re Schulkinder und Jugendliche 
zudem als Radfahrende die 
Hauptrisikogruppen im Unfallge-
schehen dar.  

Schulische Verkehrs- und Mobili-
tätserziehung fokussiert sich 
demgegenüber derzeit in starkem 
Maße auf Schulwegübungen zu 
Fuß mit Kindern, die mit dem 
Schulbesuch beginnen  und die 
Radfahrausbildung in den vierten 
Grundschulklassen. Die Unfall-
zahlen wie auch die vorliegenden 
Erfahrungen im Hinblick auf mo-
torische Fertigkeiten der an der 
Radfahrausbildung Teilnehmen-
den belegen, dass dies immer 
weniger ausreicht. 

Mit dem sogenannten Frührad-
fahren  - gemeint sind schulische 
Übungsangebote in den beiden 
Schuleingangsstufen - sollen 
grundlegende motorische Fertig-
keiten frühzeitig vermittelt wer-
den, die eine Voraussetzung für 
die qualifizierte Durchführung der 
Radfahrausbildung darstellen. 
Geeignete Konzepte und Pra-
xiserfahrungen liegen aus ande-
ren Bundesländern vor. In Berlin 
wird dieser Ansatz nach vorlie-
genden Erkenntnissen bisher 
nicht praktiziert. 

Wie die negativen Unfallzahlen 
belegen, besteht außerdem die 
Notwendigkeit, dass sich auch 
ältere Schulkinder (nach absol-
vierter Radfahrprüfung) und Ju-
gendliche systematisch mit der 
Vertiefung und Stabilisierung von 
Kenntnissen und Fertigkeiten im 
Zusammenhang mit einer siche-
ren Verkehrsteilnahme im Fuß- 
und Radverkehr, bei der Nutzung 
motorisierter Zweiräder (Mofa, 
Moped, Motorroller) sowie bei der 
ÖPNV-Nutzung befassen. Aus 
anderen Bundesländern liegen 
hierzu teilweise Konzepte und 
Praxiserfahrungen vor. 

 

Die Grundschulen sollen unter-
stützt und angeleitet werden, um 
das Frühradfahren als festen 
Bestandteil der Verkehrs- und 
Mobilitätserziehung einzuführen, 
z.B. niederschwellig im offenen 
nachmittäglichen Angebot.  

Notwendig ist ein gesicherter 
Beginn der Radfahrausbildung in 
der Jahrgangsstufe 3, aufbauend 
auf vorangegangenen Projekten 
des Frühradfahrens. 

Für Kinder der Jahrgangsstufen 5 
bis 8 sollen neue Konzepte und 
Materialien zu den verkehrssi-
cherheitsrelevanten Themen 
„Fahrrad und Umwelt“ sowie „Un-
terwegs mit Bus und Bahn 
(ÖPNV-Nutzung)“ entwickelt 
werden.  

Für Jugendliche der Jahrgangs-
stufen 9 bis 11 soll ein schuli-
sches Angebot zum Thema Mo-
torisiertes Zweiradfahren mit 
Mofa, Moped, Motorroller entwi-
ckelt werden.  

Die genannten neuen Ansätze 
sollen Theorie und Praxis unmit-
telbar verknüpfen. Sie sollen 
zunächst in Pilotprojekten getes-
tet und hinsichtlich Durchfüh-
rungsbedingungen und Wirkun-
gen evaluiert werden. Kindern 
und Jugendliche sollen bei der 
Analyse von Verkehrssicher-
heitsdefiziten im Schulumfeld und 
im Zuge von Schulwegen aktiv 
beteiligt werden. 

Eine breite Kooperation unter 
Mitwirkung der Polizei (Verkehrs-
sicherheitsberater), der öffentli-
chen Verkehrsträger (BVG,  
S-Bahn) sowie freier Träger 
(Charta) erscheint unverzichtbar. 
Wünschenswert erscheint dar-
über hinaus die Einbindung von 
Sponsoren, Verbänden, Fahr-
schulen und Zweiradhandel, um 
den Schulen Anreize zur Projekt-
beteiligung und Unterstützung bei 
der Umsetzung zu bieten (z.B. 
Ausstattung mit Fahrzeugen und 
Übungs-Parcours oder Angebote 
zur technischen Untersuchung 
von privaten Fahrzeugen durch 
örtliche Händler/Werkstätten).  

� Verkehrsunfallbearbeitung 
(VSA 1)  

� Radverkehrsstreifenprogramm 
(VIS 1) 

� Überquerungsstellenprogramm 
(VIS 2) 

� Schulisches Mobilitätsma-
nagement (VME 2) 

� Lehrerfortbildung für Verkehrs- 
und Mobilitätserziehung (VME 
3)  

� Jugendverkehrsschulen (AVM 
1) 

Zielgruppenorientierung 
� Kinder im Schulalter (6-14 Jah-

re) und Jugendliche  

Zuständigkeit 
Schulen in Kooperation mit Se-
natsverwaltung für Bildung, Ju-
gend und Wissenschaft (projekt-
bezogene Zuwendungen), Lan-
desinstitut für Schule und Medien 
(LISUM), Polizei Berlin, Bezirken 
(Schulaufsicht, Jugendverkehrs-
schulen) sowie Organisationen in 
freier Trägerschaft,  Sponsorin-
nen und Sponsoren. 

Bezogen auf projektbezogene 
Zuwendungen an Organisationen 
in freier Trägerschaft : Ver-
kehrslenkung Berlin (VLB) 
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Die Qualitätssicherung der von 
freien Trägern umgesetzten, öf-
fentlich geförderten Maßnahmen 
erfordert die Definition eines 
„Förderprofils“, das die förderfä-
higen Themen, Inhalte, Zielgrup-
pen und  Qualitätsanforderungen 
im Kontext der Erkenntnisse aus 
den jährlichen Evaluationen des 
Verkehrssicherheitsprogramms 
wie auch der zuvor geförderten 
Projekte konkretisiert. Wün-
schenswerte Projekte sollen ge-
zielt ausgeschrieben werden. 
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VME 2 Schulisches Mobilitätsmanagement 

Ausgangslage und Intention Fokussierung Synergien 
Der Schulverkehr führt im unmit-
telbaren Umfeld des Schulstandor-
tes häufig zu negativen verkehrli-
chen Auswirkungen. Gleichzeitig 
stellt er ein wichtiges Übungsfeld 
für Schülerinnen und Schüler dar 
im Hinblick auf eine eigenständige, 
sichere Verkehrs-teilnahme. Schu-
lisches Mobilitätsmanagement 
stellt vor diesem Hintergrund einen 
konsequenten Schritt zur Verknüp-
fung von standortbezogenen Infra-
struktur- und Erziehungsmaßnah-
men dar. Aus der schulischen und 
kommunalen Praxis in anderen 
Bundesländern liegen hierzu 
schon eine Reihe von dokumen-
tierten Ansätzen und Erfahrungs-
berichten vor.  

Die Einbindung bereits erfolgreich 
laufender Maßnahmen von Orga-
nisationen in freier Trägerschaft,   
(z.B. „Zu Fuß zur Schule - Selbst 
sicher mobil“, „Kinderstadtplan 
Berlin“ oder auch „Kleine Adler“ im 
Land Brandenburg) lassen sich gut 
in ein schulisches Mobilitätsma-
nagementkonzept („Mobilitäts-
plan“) einbinden. 

Infrastrukturelle Bausteine betref-
fen insbesondere die Überquer-
barkeit von Straßen, das Vorhan-
densein und die Qualität von Rad-
verkehrsanlagen sowie die Lage 
und fußläufige Erreichbarkeit von 
ÖPNV-Haltestellen im Zuge von 
Schulwegen, außerdem die Ein-
richtung von sogenannten „Eltern-
haltestellen“.  

Die Maßnahme steht im Zusam-
menhang mit dem Thema Klima-
schutz (durch Vermeidung von 
Kfz-Fahrten). 

Unter Berücksichtigung bereits 
praktizierter Verkehrssicherheits-
maßnahmen freier Träger sollen 
Grundschulen und weiterführende 
Schulen dabei unterstützt werden, 
ein spezifisches Konzept des 
schulischen Mobilitätsmanage-
ments zu entwickeln und in Pilot-
projekten umzusetzen.  

Im Zentrum der Pilotprojekte steht 
die Frage, wie Schulkinder, Lehr-
kräfte, Eltern (und deren Vertre-
tungen), Straßenverkehrsbehör-
den, Polizei, Tiefbauämter, Träger 
des öffentlichen Verkehrs sowie 
gegebenenfalls weitere thematisch 
tangierte Institutionen einzubinden 
sind. Kinder und Eltern sollen bei 
der Analyse von Verkehrssicher-
heitsdefiziten im Schulumfeld und 
im Zuge von Schulwegen aktiv 
beteiligt werden. Eine Unterstüt-
zung durch Organisationen in frei-
er Trägerschaft,  (Charta) er-
scheint unbedingt wünschenswert, 
um die Akzeptanz und den Erfolg 
der Maßnahme wirksam zu erhö-
hen. Im Ergebnis soll ein schuli-
scher Mobilitätsplan entstehen, der 
als Teil des Schulprofils verbindlich 
festgeschrieben und damit langfris-
tig wirksam werden kann. 

Schulische Verkehrs- und Mobili-
tätserziehung wie auch Sozial- und 
Umwelterziehung sollen in das 
Konzept eingebunden werden.  

Pilotprojekte sollen hinsichtlich 
Durchführungsbedingungen und 
Wirkungen evaluiert werden. 

� Verkehrsunfallbearbeitung (VSA 
1) 

� Vertiefende Untersuchungen 
zum Unfallgeschehen (VSA 2)  

� Verkehrsüberwachung (VSA 3)  
� Radverkehrsstreifenprogramm 

(VIS 1) 
� Überquerungsstellenprogramm 

(VIS 2) 
� Stadttempokonzept (VIS 4) 
� Kontinuierliche Verkehrs- und 

Mobilitätserziehung (VME 1) 

Zielgruppenorientierung 
� Kinder und Jugendliche im 

Schulalter 
� Sekundär: Eltern der beteiligten 

Schulkinder, alte und ältere 
Menschen und andere Alters-
gruppen die sich zu Fuß im 
schulischen Umfeld fortbewegen. 

Zuständigkeit 
Schulen in Kooperation mit Se-
natsverwaltung für Bildung, Ju-
gend und Wissenschaft, Polizei 
Berlin, Bezirken (Schulaufsicht, 
Straßenverkehrsbehörde), Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung 
und Umwelt (Fördermittel für Pilot-
projekte) sowie öffentlichen Ver-
kehrsträgern, Organisationen in 
freier Trägerschaft,  Sponsorinnen 
und Sponsoren. 
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VME 3 Lehrerfortbildung für Verkehrs- und Mobilitätserziehung 

Ausgangslage und Intention Fokussierung Synergien 
Den schulischen Lehrkräften 
kommt im Bereich der Verkehrs- 
und Mobilitätserziehung eine 
zentrale Rolle zu. Die Aus- und 
Fortbildung für Personen, die in 
der Verkehrs- und Mobilitätser-
ziehung tätig sind wirkt entschei-
dend auf die Qualität des Unter-
richts wie auch auf die Breite und 
Kontinuität des Angebotes im 
Rahmen des gegebenen Erzie-
hungsauftrags. 

Gleichzeitig erfordert die mit den 
schulbezogenen Maßnahmen 
des Verkehrssicherheitspro-
gramms intendierte - und aus 
dieser Perspektive unbedingt 
notwendige - Erweiterung und 
Qualitätssteigerung der schuli-
schen Angebote zur Verkehrs- 
und Mobilitätserziehung eine 
Ausweitung der damit verbunde-
nen Beratungs- und Fortbil-
dungsangebote für die betroffe-
nen Lehrkräfte. 

 

Das im Grundsatz bewährte Mul-
tiplikatorensystem mit mindes-
tens einer Fachkraft für Inhalte 
der Verkehrs- und Mobilitätser-
ziehung pro Region (Bezirk) soll 
aktiviert und auf alle Regionen 
ausgedehnt werden.  

Gleichzeitig soll das Ange-
botsspektrum an Fachberatung 
und Fortbildung auf die neu zu 
entwickelnden Angebote der 
Verkehrs- und Mobilitätserzie-
hung in den Schulen (vgl. VME 1 
und 2) ausgeweitet werden. Dies 
erfordert gleichzeitig eine Ange-
botserweiterung beim Landesin-
stitut für Schule und Medien 
(LISUM) zur Aus- und Fortbildung 
von Multiplikatoren im Hinblick 
auf die neuen Ansätze und Inhal-
te. 

Beim LISUM soll ein eigenes 
Beratungs- und Fortbildungsan-
gebot für Lehrkräfte in Grund- 
und weiterführenden Schulen 
konzipiert und zeitlich begrenzt 
eingerichtet werden, die im Rah-
men der Mitarbeit in Pilotprojek-
ten gezielte Unterstützung su-
chen. Dieses Angebot soll gleich-
zeitig dazu dienen, die notwendi-
gen Erkenntnisse zur Qualifizie-
rung von Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren im Hinblick auf die 
neuen Maßnahmenfelder zu ge-
winnen. 

Geprüft werden soll auf der Ebe-
ne der Schulaufsicht (Bezirke), 
inwieweit durch Erhöhung des 
anzurechnenden Kontingents an 
Unterrichtsstunden für Multiplika-
toren ein stärkerer Anreiz ge-
schaffen werden kann, um die 
vakanten Stellen neu zu beset-
zen.  

� Kontinuierliche Verkehrs- und 
Mobilitätserziehung (VME 1) 

� Schulisches Mobilitätsma-
nagement (VME 2) 

Zielgruppenorientierung 
� Kinder und Jugendliche im 

Schulalter  

Zuständigkeit 
Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Wissenschaft in Ko-
operation mit dem Landesinstitut 
für Schule und Medien (LISUM), 
Polizei Berlin und Bezirken 
(Schulaufsicht) 

 

4.5 Außerschulische Verkehrs- und Mobilitätsbildung (AVM) 

Außerschulische Verkehrs- und Mobilitätsbildung stellt im Sinne „Lebenslangen Lernens“ 
zunehmend ein wichtiges Thema in allen Altersgruppen und über die gesamte Altersspanne 
dar. Anforderungen, Strukturen, nutzerbezogene Rechtsgrundlagen und die Gestaltung des 
Verkehrssystems verändern sich teilweise in gravierendem Umfang, ohne dass die am Ver-
kehr Teilnehmenden gezielt davon in Kenntnis gesetzt würden. Insbesondere die Fahraus-
bildung ist in der Regel (bisher) einmalig im Leben einer Verkehrsteilnehmerin oder eines 
Verkehrsteilnehmers.  
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Angebote für Einrichtungen der Vorschulerziehung bestehen bereits und stellen eine wichti-
ge Basis und Vorstufe für die schulische Verkehrs- und Mobilitätserziehung dar. Die Ver-
kehrssicherheitsberatung der Polizei ist hier präventiv tätig. Neben der niederschwelligen 
Vermittlung von Regelkenntnissen und Vorübungen zur Verkehrsteilnahme spielt auch die 
motorische Förderung im Erziehungsalltag eine wichtige Rolle, um Kinder für die Verkehrs-
teilnahme fit zu machen. Die polizeiliche Präventionsarbeit in den Vorschuleinrichtungen wird 
in diesem Bereich durch Organisationen in freier Trägerschaft und in Form von Sponsoring 
unterstützt. Angebote zur Fortbildung von Erzieherinnen und Erziehern vermitteln die not-
wendigen Kenntnisse. 

Die Fahrausbildung ist gesetzlich geregelt und liegt damit außerhalb des Aufgabenbereichs 
des Landes Berlin. Gleichwohl erscheint es vor dem Hintergrund des Unfallgeschehens 
sinnvoll und notwendig, weitergehende Angebote zur Aufklärung und Schulung von Kraft-
fahrzeuge Steuernden wirksam zu unterstützen. Hierzu zählen Peer-Projekte in den Fahr-
schulen zur Sensibilisierung der Teilnehmenden  für relevante Themen wie Fahren unter 
Alkohol und Drogen durch Gleichaltrige wie auch Angebote von Organisationen in freier Trä-
gerschaft für freiwillige Fahrsicherheitstrainings. 

Die Verkehrssicherheit von Seniorinnen und Senioren wird demografisch bedingt künftig er-
heblich an Bedeutung gewinnen. Vorrangige Zielgruppe sind die im eigenen Haushalt leben-
den und aktiv am Straßenverkehr teilnehmenden älteren Menschen. Die Polizei ist im Rah-
men ihrer Präventionsarbeit eigeninitiativ und unterstützend in Bezug auf die Verkehrssi-
cherheit von älteren Menschen tätig. Die Organisationen in freier Trägerschaft befassen sich 
zunehmend mit diesem Thema. Eine Verknüpfung mit den Themen Gesundheit, Fitness und 
Freizeitgestaltung liegt nahe und lässt mehr Erfolg erwarten als ein ausschließlich auf Ver-
kehrssicherheitsthemen bezogenes Angebot. Kernaufgaben bestehen in der Vermittlung 
aktuellen Verkehrswissens im Zusammenhang mit allen Arten der Verkehrsteilnahme, in der 
Beratung im Hinblick auf Fahrtüchtigkeit und Fahrzeugwahl (z.B. Stichwort E-Bike/Pedelec) 
sowie im Bereich des Trainings zur Bewältigung komplexer Verkehrssituationen, insbeson-
dere im Zusammenhang mit der Führung von Kraftfahrzeugen. Der Wiedereinstieg in das 
Radfahren spielt eine wachsende Rolle. 

Mit derzeit 27 Jugendverkehrsschulstandorten besteht in Berlin ein besonderes Potenzial für 
bezirks- und stadtteilbezogene Trainings- und Übungsangebote zum Radfahren, auch über 
die Durchführung der schulischen Radfahrausbildung hinaus. Die Zuständigkeit für die Ju-
gendverkehrsschulen ist auf bezirklicher Ebene unterschiedlich strukturiert. Betreuungsan-
gebote vor Ort werden derzeit überwiegend im Rahmen von beruflichen Qualifizierungsmaß-
nahmen gesichert. 

Eine operative Unterstützung und Koordination außerschulischer Verkehrs- und Mobilitäts-
bildungsangebote im Rahmen der neu einzurichtenden zentralen Koordinierungsstelle er-
scheint sinnvoll.  

 

Die folgenden beiden Maßnahmen sind Bestandteil des Aktionsprogramms 2020: 
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AVM 1 Jugendverkehrsschulen 

Ausgangslage und Intention Fokussierung Synergien 
Grundlegende Konzepte zur Si-
cherung, Qualifizierung und teil-
weise Neuausrichtung der Ju-
gendverkehrsschulen wurden im 
Rahmen einer Maßnahme des 
ersten Verkehrssicherheitspro-
gramms entwickelt und in einem 
Leitfaden niedergelegt. Vorge-
schlagen wird insbesondere die 
Ausdehnung des bestehenden 
Angebotes, das bisher vorrangig 
auf die Durchführung des schuli-
schen Radfahrtrainings im 
Schonraum gerichtet ist, auf wei-
tergehende außerschulische 
Angebote für unterschiedliche 
Zielgruppen. Begründen lässt 
sich dies insbesondere mit der 
Zunahme des Unfallrisikos von 
Radfahrenden in allen Alters-
gruppen und der Notwendigkeit 
alltagsnaher Übungsangebote im 
Schonraum für Vorschulkinder, 
Schulkinder wie auch für Er-
wachsene (insbesondere Senio-
rinnen und Senioren), die das 
Radfahren (wieder) erlernen wol-
len.   

Zielvorstellung ist die Jugendver-
kehrsschule als außerschulisches 
Zentrum für verkehrssicherheits-
bezogene Lern- und Trai-
ningsangebote im Bezirk.  

Wesentliches Ziel ist die langfris-
tige Sicherung der Standorte. Ein 
entsprechendes Trägerkonstrukt 
besteht derzeit nicht. 

Das entwickelte Konzept zur 
langfristigen Sicherung der Ju-
gendverkehrsschulen als   au-
ßerschulisches Zentrum für ver-
kehrssicherheitsbezogene Lern- 
und Trainingsangebote im Bezirk 
soll umgesetzt werden. Dabei 
sind die Bezirke als Träger der 
Jugendverkehrsschulen und 
Verwalter der in städtischem 
Eigentum befindlichen Standorte 
in besonderem Maße gefordert.  

Sondiert werden soll die Möglich-
keit der Schaffung einer neuen, 
zentralen Trägerschaft für die 
Arbeit der Jugendverkehrsschu-
len auf gesamtstädtischer Ebene, 
z.B. in einem Konsortium aus 
mehreren Organisationen in freier 
Trägerschaft mit klar definierter 
Federführung. Damit soll die or-
ganisatorische Struktur sowie 
personelle und materielle Aus-
stattung der Jugendverkehrs-
schulen langfristig vereinheitlicht 
und den neuen Anforderungen 
angepasst werden.  

In einem ersten Schritt sollen für 
ausgewählte Jugendverkehrs-
schulstandorte im Rahmen eines 
Pilotprojektes standortspezifische 
Konzepte entwickelt, probeweise 
umgesetzt und evaluiert werden. 
Eine Anschubfinanzierung hierfür 
wird in Aussicht gestellt.  

� Kontinuierliche Verkehrs- und 
Mobilitätserziehung (VME 1) 

Zielgruppenorientierung 
� Kinder als Radfahrer 

Als neue Zielgruppen auch:  

� Senioren und andere Alters-
gruppen als Radfahrer 

Zuständigkeit 
Bezirke in Kooperation / Partner-
schaft mit freien Trägern in einem 
Konsortium (zentrale Träger-
schaft) 

Anschubfinanzierung für das 
Pilotprojekt: Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umwelt 
unterstützt durch inhaltliche Ko-
operation und Sponsoring. 
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AVM 2 „Rücksicht“-Kampagne 

Ausgangslage und Intention Fokussierung Synergien 
Die bis Ende 2013 als Modellvor-
haben laufende Kampagne zur 
Verbesserung der Verkehrssi-
cherheit und des Verkehrsklimas 
mit besonderem Fokus auf dem 
Radverkehr unter dem Oberthe-
ma „Rücksicht“ soll auch in den 
Folgejahren in Berlin weiter 
durchgeführt werden.  

Eine Modellprojekt-Kooperation 
findet in Freiburg im Breisgau 
statt. Das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung (BMVBS), der Deutsche 
Verkehrssicherheitsrat (DVR) und 
der Gesamtverband der Deut-
schen Versicherer (GDV) tragen 
und begleiten das Modellprojekt 
gemeinsam mit. 

Die Kampagne dient ausdrücklich 
auch dazu, neue Erkenntnisse zu 
sammeln im Hinblick auf die 
Wirksamkeit und Sinnfälligkeit 
vergleichbarer Formate und soll 
daher systematisch evaluiert 
werden. 

Auf Grundlage der Evaluierung 
der Modellprojekte in Berlin und 
Freiburg soll das angewandte 
Konzept bewertet und ggf. wei-
terentwickelt werden. Eine Fort-
führung über den Modellzeitraum 
hinaus soll auf dieser Basis ge-
prüft werden.  

Geprüft werden soll darüber hin-
aus die Einbindung von zusätzli-
chen Kampagnenbausteinen zur 
Verstärkung und stadträumlichen 
Ausdehnung der Öffentlichkeits-
wirkung in Kooperation mit Orga-
nisationen in freier Trägerschaft - 
und örtlichen Sponsorinnen oder 
Sponsoren. Beispielhaft sei die 
auch in Berlin laufende Aktion 
„Geisterräder“ genannt, mit der 
auf Unfallstellen mit tödlichen 
Folgen für die Beteiligten mah-
nend hingewiesen wird, die mit 
dem Rad unterwegs waren.  

Die Ausdehnung der „Rücksicht“-
Kampagne auf Menschen, die 
motorisierte Zweiräder fahren 
oder die Entwicklung eines ver-
gleichbaren Formates für diese 
Zielgruppe soll geprüft werden. 

� Verkehrsunfallbearbeitung 
(VSA 1) 

� Vertiefende Untersuchungen 
zum Unfallgeschehen (VSA 2) 

� Verkehrsüberwachung (VSA 3) 
� Radverkehrsstreifenprogramm 

(VIS 1) 
� Stadttempokonzept (VIS 4) 
� Kontinuierliche Verkehrs- und 

Mobilitätserziehung (VME 1) 

Zielgruppenorientierung 
� Radfahrende in allen Alters-

gruppen im Kontext mit ande-
ren am Verkehr Teilnehmenden 

Zuständigkeit 
Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung und Umwelt in Koopera-
tion mit freien Trägern unterstützt 
durch inhaltliche Kooperation mit 
Organisationen in freier Träger-
schaft und Sponsoring. 

 

4.6 Netzwerkarbeit (NWA) 

Eine enge Kooperation zwischen den verschiedenen Trägerinnen und Trägern der Verkehrs-
sicherheitsarbeit in Berlin stellt eine Kernanforderung für eine wirksame Erhöhung der Ver-
kehrssicherheit dar. Die Vernetzung konnte in den vergangenen Jahren deutlich verbessert 
und verdichtet werden. Die Anzahl der Kooperierenden hat insbesondere im Bereich der 
freien Trägerschaft zugenommen. Eine gewisse Bündelung der Kontakte hat im Zusammen-
hang mit dem im September 2008 neu installierten und mittlerweile in erfreulichem Umfang 
aktiv genutzten Kommunikationsportal Berlin-Sicher-Mobil.de stattgefunden. Eine zentrale 
Koordinierungsstelle fehlt jedoch. 

Der Zusammenschluss von mittlerweile rund 30 Akteuren in der Berliner Charta für die Ver-
kehrssicherheit stellt einen Meilenstein zur langfristigen Sicherung und Qualifizierung der 
Verkehrssicherheitsarbeit in Berlin dar. Die Charta ist offen für neue Mitglieder. Die Akquirie-
rung weiterer Kooperationspartner erscheint vor dem Hintergrund der vorliegenden Aufgaben 
gleichzeitig dringend notwendig. Die im Jahr 2005 formulierte Präambel und die seinerzeit in 
die Charta eingebrachten Selbstverpflichtungen der einzelnen Mitglieder bedürfen einer Ak-
tualisierung. 

Notwendig erscheint eine stärkere und verbindlichere Einbeziehung der Bezirke in das 
Netzwerk der Verkehrssicherheitsarbeit in Berlin. 

Ausgeweitet und stabilisiert werden soll das im Wachsen befindliche Netzwerk über die 
Stadtgrenzen hinaus. Eine bundeslandübergreifende Vernetzung besteht mit dem Land 
Brandenburg und soll weiter intensiviert werden. Kontakte zu anderen mit Verkehrssicherheit 
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befassten Institutionen in anderen Bundesländern, in den Stadtstaaten wie auch mit anderen 
Städten (Kontakte auf Arbeitsebene bestehen aktuell beispielsweise zu Hamburg und Frei-
burg) sollen vertieft werden. Wünschenswerte Gegenstände einer Vernetzung und verbindli-
chen Kooperation auf großstädtischer und Länderebene betreffen insbesondere: 

• den Erfahrungsaustausch,  
• die Abstimmung und Zusammenarbeit im Hinblick auf Maßnahmenentwicklung, -

umsetzung und -evaluation,  
• die Durchführung gemeinsamer Veranstaltungen (z.B. Tagungen zu Verkehrssicher-

heitsthemen), 
• die Anpassung der jeweils praktizierten Analysestruktur zum Verkehrsunfallgesche-

hen (Verkehrsunfallstatistik) mit dem Ziel der Vergleichbarkeit. 

Die inhaltliche Zusammenarbeit im städte- und länderübergreifenden Netzwerk kann und soll 
insbesondere im Rahmen von gemeinsamen Modellprojekten vertieft werden, die eine Bün-
delung knapper Ressourcen ermöglichen. Aktuelles positives Beispiel ist die „Rücksicht“-
Kampagne (vgl. AVM 2), die als Modellprojekt gemeinsam mit der Stadt Freiburg im Breis-
gau durchgeführt wird. 

 

Die folgende Maßnahme ist Bestandteil des Aktionsprogramms 2020: 

NWA 1 Zentrale Koordinierungsstelle 

Ausgangslage und Intention Fokussierung Synergien 
Die zentrale Koordinierungsstelle 
soll maßgebliche Verkehrssi-
cherheitsaktivitäten auf gesamt-
städtischer Ebene bündeln. Sie 
soll Ansprechstelle einerseits für 
die Akteure, andererseits für die 
potenzielle „Kundschaft“ von 
Verkehrssicherheitsangeboten 
sein und der koordinierten Ver-
kehrssicherheitsarbeit in Berlin 
einen Ort und ein „Gesicht“ ge-
ben. Ein Schwerpunkt wird bei 
der Unterstützung der Verkehrs-
sicherheitsaktivitäten der Schulen 
und Bezirke liegen. 

Als unterstützendes Instrument 
soll sie das Kommunikationspor-
tal www.berlin-sicher-mobil.de 
betreiben, pflegen, aktuell halten 
und nach Bedarf weiterentwi-
ckeln. 

 

Zur konzeptionellen Konkretisie-
rung hinsichtlich Profil, Aufgaben 
und Ausstattung und zur prakti-
schen Einrichtung einer zentralen 
Koordinierungsstelle wird eine 
Anschubfinanzierung (Personal- 
und Sachmittelausstattung) in 
Aussicht gestellt. Langfristiges 
Ziel ist jedoch eine Einrichtung in 
freier Trägerschaft oder getragen 
durch ein Konsortium von mehre-
ren freien und behördlichen Trä-
gern mit klar definierter Federfüh-
rung. Eine Mischfinanzierung 
durch mehrere Träger wird als 
notwendig erachtet. 

Das Kommunikationsportal 
www.berlin-sicher-mobil.de soll 
künftig als Online-Plattform der 
Koordinierungsstelle fungieren 
und damit personell und finanziell 
langfristig gesichert werden. Be-
sondere Teilaspekte stellen ne-
ben der Aktualität der Inhalte die 
Ausweitung der Informationsan-
gebote, die Akquirierung neuer 
Inserenten sowie eine Verlinkung 
mit anderen Bildungsservern und 
Online-Plattformen mit Bedeu-
tung für die Verkehrssicherheits-
arbeit in Berlin dar. Die Präsenz 
und Wirksamkeit des Portals wird 
laufend evaluiert. 

� Vorrangig die Maßnahmen in 
den Bereichen der schulischen 
Verkehrs- und Mobilitätserzie-
hung (VME) und außerschuli-
schen Verkehrs- und Mobili-
tätsbildung (AVM) 

Zielgruppenorientierung 
� Im Grundsatz zielgruppenüber-

greifende Maßnahme 
� Supportleistungen betreffen in 

besonderem Maße die Hauptri-
sikogruppen (Kinder, Jugendli-
che und ältere und alte Men-
schen, die sich zu Fuß oder mit 
dem Rad im Verkehr bewegen) 

Zuständigkeit 
Freie Träger, ggf. als Partner in 
einem Konsortium (Realisierung, 
Betrieb) 

Anschubfinanzierung: Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung 
und Umwelt unterstützt durch 
inhaltliche Kooperation mit Orga-
nisationen in freier Trägerschaft 
und Sponsoring. 
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Anhang 1:  Aktionsprogramm 2020 – Maßnahmenkatalog im Überblick 

Nr. Maßnahme Veranlasser Wichtige 
Mitwirkende 

Finanzierung Herkunft 
Finanzmittel 

Zeitschiene 

    im 
Rahmen 
veran-
schlag-
ter Aus-
gaben 

Maß-
nahme 
verur-
sacht 
Mehr-

kosten, 
die im 
Einzel-

plan 
ausge-
glichen 
werden 

  

Verkehrssicherheitsarbeit (VSA) 

VSA 
1 

Verkehrsunfallbearbeitung Polizei  
Berlin 

SenStadtUm, 
VLB 

x  
Mischfinanzg. 2014 ff 

VSA 
2 

Vertiefende Untersuchungen  
zum Unfallgeschehen 

SenStadtUm Polizei Ber-
lin, Bezirke 

 x 
SenStadtUm 2014 ff 

VSA 
3 

Verkehrsüberwachung Polizei  
Berlin 

Bezirke, 
SenStadtUm 

x  
Mischfinanzg. kontinuierlich 

Verkehrsinfrastruktur und -system (VIS) 

VIS 
1 

Radverkehrsstreifenprogramm SenStadtUm Bezirke, 
Schulen 

x  
SenStadtUm 2014 ff 

VIS 
2 

Überquerungsstellenprogramm SenStadtUm Bezirke, 
Schulen 

x  
SenStadtUm 2014 ff 

VIS 
3 

Beseitigung von Unfallschwer-
punkten 

SenStadtUm VLB, Polizei 
Berlin, Bezir-
ke 

x  
SenStadtUm kontinuierlich 

VIS 
4 

Stadttempokonzept SenStadtUm Bezirke, 
Polizei Berlin 

x  
SenStadtUm 2014 ff 

Schulische Verkehrs- und Mobilitätserziehung (VME) 

VME 
1 

Kontinuierliche Verkehrs- und 
Mobilitätserziehung 

Schulen, 
SenBJW 

Polizei Ber-
lin, Bezirke, 
VLB, Charta 

 x 
Mischfinanzg., 

Sponsoring 
kontinuierlich 

VME 
2 

Schulisches  
Mobilitätsmanagement 

Schulen, 
SenBJW 

Polizei Ber-
lin, Bezirke, 
SenStadtUm, 
Charta 

 x 

Mischfinanzg. 2014 ff 

VME 
3 

Lehrerfortbildung für Verkehrs- 
und Mobilitätserziehung 

SenBJW Bezirke, 
LISUM, 
Schulen, 
PolizeiBerlin 

 x 

SenBJW 2014 ff 

Außerschulische Verkehrs- und Mobilitätsbildung (AVM) 

AVM 
1 

Jugendverkehrsschulen Bezirke Charta, 
SenStadtUm 

x  
Mischfinanzg. 2014 ff 

AVM 
2 

„Rücksicht“-Kampagne SenStadtUm Charta, 

SenStadtUm 
 x 

SenStadtUm 2014 ff 

Netzwerkarbeit (NWA) 

NWA 
1 

Zentrale Koordinierungsstelle Charta SenStadtUm 
 x 

Mischfinanzg. 2014 ff 
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Anhang 2:  Wer hat die Berliner Charta für die Verkehrssicherheit unterzeichnet?  

Organisationen in freier Trägerschaft: 

– ACE Auto Club Europa e.V. 

– ADAC Berlin-Brandenburg e.V. 

– ADAC Fahrsicherheitszentrum Berlin-Brandenburg GmbH  

– ADFC Berlin e.V.  

– Arbeitskreis von Verkehrsexperten Berlin-Brandenburg e.V.  

– Berliner Schutzengel n.e.V. 

– BUND Bund für Umwelt und Naturschutz Berlin e.V.  

– Bund gegen Alkohol und Drogen im Straßenverkehr e.V. (B.A.D.S.) 

– BVG  Berliner Verkehrsbetriebe 

– DEKRA Automobil GmbH 

– Fahrlehrer-Verband Berlin e. V. 

– Fuhrgewerbe-Innung Berlin-Brandenburg e.V. 

– FUSS e.V. Fachverband Fußverkehr Deutschland  

– Juventus e.V. 

– Landesverkehrswacht Berlin e.V.  

– S-Bahn Berlin GmbH  

– Tannenhof Berlin-Brandenburg e.V. 

– TÜV Rheinland Group  

– Verband Verkehr und Logistik Berlin und Brandenburg (VVL) 

– Verein für Fahrzeugsicherheit Berlin e.V. 

– Verkehrsclub Deutschland, Landesverband Nordost e.V. (VCD Nordost)  

– VSBB Verkehrssicherheit Berlin-Brandenburg GmbH  

 

Behörden: 

– Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf 

– Bezirksamt Lichtenberg  

– Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf 

– Bezirksamt Neukölln  

– Bezirksamt Pankow  

– Bezirksamt Treptow-Köpenick  

– Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft  

– Senatsverwaltung für Inneres und Sport 

– Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt  

– Unfallkasse Berlin 

 


